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Hohe Neuvertragsmieten, Zweckent-
fremdung, teure Modernisierung und 
Umwandlung sind Probleme, die vielen 
Großstädten in Deutschland zu schaffen 
machen. Doch die Probleme sind zu be-
wältigen, wie ein Blick in die wohnungs-
politische Praxis der drei großen Kommu-
nen Hamburg, Frankfurt am Main und 
München zeigt. Das MieterMagazin fragt: 

Warum kann Berlin nicht, 
was andere können?

Alleinerziehende sind 
nicht nur höheren 
organisatorischen 
Belastungen als 
Paarfamilien 
ausgesetzt, 
materiell ist 
ein Ein-Eltern-
Haushalt ein 

Familien-
status mit 
Hochrisiko    25
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Ob der neue Stadtent-
wicklungssenator auch 

gut ist für eine neue 
Stadtentwicklungs-

politik, muss sich noch 
zeigen. Die Delegier-
ten des Berliner Mie-

tervereins vernahmen 
immerhin schon einen

Überraschend 
neuen Ton

21
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 Die auf dieser Seite abgedruckten 
Beiträge sind Meinungsäußerungen 
von Lesern zu Berichten im Mieter-
Magazin und geben nicht die Mei-
nung der Redaktion wieder.

Betr.: MieterMagazin 4/2012, Sei-
te 9, Udo Hildenstab: „Deutsche 
Realitäten – Salopp“

Veralteten Duden im Regal?

Ich weiß zwar nicht, welche – wahr-
scheinlich ältere – Duden-Ausgabe 
Ihr Autor Udo Hildenstab oder der 
in seinem Beitrag erwähnte Rechts-
anwalt Müller verwenden. Jedenfalls 
möchte ich zur „Ehrenrettung“ des 
Dudens auf den Eintrag unter dem 
Stichwort „Neger“ in der aktuellen 
Duden-Ausgabe (25. Auflage, 2009) 
verweisen. Dort heißt es recht un-
missverständlich: Neger, der; -s, 
- <lat.> (wird häufig als diskriminie-
rend empfunden; s. Kasten). 
Und im erwähnten Kasten steht dann 
der folgende Text: „Viele Menschen 
empfinden die Bezeichnungen Neger, 
Negerin heute als diskriminierend. 
Alternative Bezeichnungen sind 
Schwarzafrikaner, Schwarzafrikane-
rin, Afroamerikaner, Afroamerika-
nerin, Afrodeutscher, Afrodeutsche; 
in bestimmten Kontexten auch 
Schwarzer, Schwarze. Vermieden 
werden sollten auch Zusammenset-
zungen mit Neger wie Negerkuss, 
stattdessen verwendet man besser 
Schokokuss.“ 
Hat denn Ihre Redaktion die Anga-
ben in dem erwähnten Beitrag nicht 
überprüft? Oder haben Sie selber et-
wa noch einen Duden von „was weiß 
ich wann“ in Ihrem Redaktionsbücher -
regal zu stehen? In beiden Fällen be-
steht wohl Handlungsbedarf.
W. Frey per E-Mail 

Der Autor hat sich – wie im Beitrag 
und in der Fußnote dargelegt – der 
Online-Ausgabe des Dudens be-
dient. 
Die Redaktion

Betr.: MieterMagazin 4/2012, Sei-
te 14 ff, Birgit Leiß: „Des Guten zu 
viel? Expertenstreit um die Wärme-
dämmung“

Heiße Luft

Seit geraumer Zeit verfolge ich aus 
Interesse an der Umwelt diese Dis-
kussion. Bei allen Darstellungen 
fehlt mir die Aufstellung einer Ge-
samtenergiebilanz, angefangen bei 
Erkundung und Erschließung von 
Lagerstätten, der Förderung der 
Rohstoffe samt Umweltverschmut-
zung, Beseitigung der Schäden, Re -
naturierung, Transport, höchst ener -
gieaufwendige und um welt bel as-
tende Verarbeitung und so weiter. 
Dann noch der Verputz – kleber- 
und elastomerhaltig, versetzt mit 
Bioziden. In der Schweiz haben For-
schungen gezeigt, dass die Umwelt-
belastung durch Letztere derjenigen 
durch die Landwirtschaft entspricht, 
hier und da sogar übertrifft. Hinzu 
kommt die Entsorgung der nach 30 
Jahren abgenutzten und unbrauch-
bar gewordenen Dämmmaterialien. 
Wenn man jetzt noch die Rechnung 
um biozidverursachte Krankheitskos-
ten und verminderte Lebensqualität 
der Geschädigten erweitert, wird das 
Ganze vollends zum absurden Um-
welttheater. Zudem haben Brand-
versuche mit Polystyrol-Platten 
ergeben, dass auch die perfekte 
Verlegung des Materials zur Kata-
strophe führen kann und selbst im 
Versuchsaufbau kaum beherrschbar 
war. Auch alternative Dämm-Mate-
rialien haben ihren energetischen 
und umweltlichen Preis. Insgesamt 
scheinen mir die Argumente eindeu-
tig zugunsten der Kritiker, auch wenn 
 Lobbyisten und Politiker mal wieder 
ihr  privates Süppchen kochen. 
Wäre es nicht vernünftiger, Bauma-
terialien beziehungsweise Bauweisen 
anzuwenden, die eingeschlossene 
Luftschichten sowie höhere Mauer-
stärken als Isoliermaterial nutzen? 
Stehende Luft, eines der effizientes-
ten Dämm-Medien überhaupt – kos-
tenlos und umwelt freundlich dazu. 
Nur, an der verdient niemand und 
Arbeitsplätze schafft sie auch nicht. 
Dafür lassen „fachkundige“ Politiker 
jede Menge heißer Luft ab, an der 
sich keiner wärmen kann.
B. Ulbrich per E-Mail

Betr.: MieterMagazin 4/2012, Sei-
te 10, Jens Sethmann: „BGH zu 
Ferienwohnungen – Mietminderung 
berechtigt“

Touristen als Wohnlage-
Verschlechterungs-Faktor?
Sie haben mehrfach über die Ein-
schränkung der Wohnqualität durch 
Tourismus geschrieben: nächtlicher 
Lärm, laute Urlauber in Ferienwoh-
nungen. Das möchte ich ergänzen. 
Anwohnerinnen und Anwohner der 
Torstraße, einer Verkehrsachse zwi-
schen Ost und West, schwer befah-
ren, schwer lärm- und feinstaubbe-
lastet, sind seit ein paar Jahren zu  -
sätzlich und immer mehr geplagt. 
Zwi schen Rosa-Luxemburg-Platz 
und Rosenthaler Platz haben sich 
etliche große Hostels angesiedelt. 
Kneipen, Restaurants und Disko-
theken haben sich extrem vermehrt. 
Immer häufiger und vor allem am 
Wochenende ziehen nachts grölen-
de und kreischende Trupps über die 
Straße und zerschlagen ihre Bier-, 
Wein-, Prosecco- oder Schnapsfla-
schen auf dem Pflaster. Männer er-
leichtern sich in Hauseingängen statt 
auf dem Disko-Klo, fast jeden Mor-
gen stehen stinkende Urinpfützen 
vor und hinter der Haustür. Für An-
wohner lässt sich schwer nachvoll-
ziehen, warum solche Gegenden als 
„mittlere Wohnlage“ laut Mietspie-
gel gelten. Es wird Zeit, dass solche 
Zustände als abwertendes Kriterium 
aufgenommen werden. 
R. Nünning per E-Mail
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Mietrechtsberatung für Gewerbemieter
Der Berliner Mieterverein verstärkt sein Dienstleistungsange-
bot ab sofort auch für Gewerbemieter mit einer Jahresnetto-
kaltmiete von bis zu 48 000 Euro. Diese Mitgliedschaft bein-
haltet die persönliche Mietrechtsberatung und Übernahme 
des Schriftverkehrs. Das spezialisierte Beratungsangebot wird 
in zwei Beratungszentren angeboten. Eine Terminvereinba rung 
ist dazu erforderlich. Bitte rufen Sie unter unserer Serviceruf-
nummer S 226 260 an. Bei der Durchführung von Schriftver-
kehr werden im Gewerbemietrecht qualifizierte Mitarbeiter 
der Hauptgeschäftsstelle tätig. Diese Mitgliedschaft umfasst 
allerdings keine Prozesskostenversicherung.

Wegen der besonderen Qualitätsanforderungen und einem 
erhöhten Haftungsrisiko liegen die Mitgliedsbeiträge für Ge-
werbemieter über denen der Wohnungsmieter. Dafür bitten 
wir um Verständnis. Nähere Informationen zu Leistungen 
und Beitragshöhe unter S 226 260, zu den Beratungszeiten 
in diesem Heft auf Seite 33. 

N
eu

es
 A

ng
eb

ot
MieterMagazin 6/2012

Gut zu wissen
BMV-Infoblätter im Internet
Als Mitglied des Berliner Mietervereins stehen Ihnen 
die BMV-Infoblätter im Internet unter www.berliner-
mieterverein.de zum Abruf und Download bereit. 
Bitte geben Sie als Benutzernamen Mitglied ein,
das Passwort lautet diesen Monat: Stadtvergleich

Änderung Ihrer persönlichen Daten
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder Ihr Nach-
name hat sich geändert? Sie können im Internet die 
persönlichen Daten Ihrer Mitgliedschaft ändern und 
dem Berliner Mieterverein online mitteilen: 
https://service.berliner-mieterverein.de/service

MieterMagazin online lesen
Wenn Sie künftig zu den Online-Nutzern des Mieter-
Magazin gehören wollen, dann registrieren Sie sich 
unter https://service.berliner-mieterverein.de/service.
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Mietrechtsberatung in Wilmersdorf 
Nach dem Umzug der Hauptgeschäftsstelle in 
die Spichernstraße 1 konzentrieren wir unsere 
Beratung in Wilmersdorf. 

Geschlossen werden die Beratungsstellen im 
Haus der Jugend „Anne Frank“, Mecklenbur-
gische Straße 15 (letzte Beratung am Montag, 
dem 18. Juni) und beim Deutschen Paritätischen 
Wohlfahrtsverband, Brandenburgische Straße 80 
(letzte Beratung am Dienstag, dem 26. Juni). 

Bitte besuchen Sie uns in der Hauptgeschäfts-
stelle des Berliner Mietervereins, 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin 
u  Spichernstraße 
Rechtsberatung: Montag bis Donnerstag 
von 17 bis 18 Uhr.
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Sommerzeit 
Beratung in den Sommerferien 

Während der Sommerschulferien bleiben eini-
ge unserer bezirklichen Beratungsstellen von 
Mittwoch, dem 20. Juni bis einschließlich Frei-
tag, dem 3. August 2012 geschlossen.
Nähere Informationen dazu finden Sie 
auf Seite 32 in diesem Heft.
MOWATCH
eter beobachten den Wohnungsmarkt – 
e Aktion des Berliner Mietervereins

bes BMV-Mitglied, liebe Mieterinnen und Mieter,

er dem Namen IMMOWATCH betreibt der Berliner 
eterverein eine Beobachtung des Wohnungsmark-
, aus deren Erkenntnissen er Anforderungen an eine 
hhaltige und soziale Wohnungspolitik stellen wird. 
iteres dazu finden Sie auf Seite 17 und den hinteren 
schlagseiten dieses MieterMagazin. Bitte unterstüt-
 Sie unsere Aktion, indem Sie den Fragebogen aus-

len und zurückschicken.

iner Wild,
schäftsführer 
 Berliner Mietervereins
Vorstandssprechstunde 
Der ehrenamtliche Vorstand des Berliner Mietervereins 
bietet an jedem dritten Montag im Monat von 16 bis 
18 Uhr eine Sprechstunde für Mitglieder an. Gerne stellt 
sich der Vorstand den Fragen oder An regungen der 
Mitglieder. Die nächsten Termine sind: 
Montag, 18. Juni und Montag, 20. August 2012.
Im Juli findet keine Vorstandssprechstunde statt.

Eine Anmeldung ist bis 14 Tage vor dem Termin 
unter S 226 26-120 erforderlich.

Edwin Massalsky (Vorsitzender), 
Eugen Koch (Schatzmeister), 
Dr. Regine Grabowski (Schriftführerin)
5



Panorama

Fo
to

: G
rü

ne
 L

ig
a

Prenzlauer Berg

geld für grüne Höfe

Seit 1999 unterstützt das Bezirks­
amt Prenzlauer Berg (jetzt: Pankow) 
die gestaltung und Begrünung von 
Innenhöfen, um die stadtökologi­
sche Situation zu verbessern. Bis­
her wurde die umgestaltung von 
55 Innenhöfen gefördert. In diesem 
Jahr stehen insgesamt 3600 euro 
zur Verfügung – maximal 600 euro 
je Hof. erstmalig können sich auch 
Kindertagesstätten beteiligen.

Hofbegrünungen tragen wesentlich 
zur Verbesserung des Wohnumfel-
des und des Stadtklimas sowie zur 
Stabilisierung des Artenreichtums 
bei und fördern nachbarschaftliche 
Begegnungen und Kontakte. Das 
be wog vor 13 Jahren das Bezirksamt 
Prenzlauer Berg, ein 100-Höfe-Pro-
gramm aufzulegen, das die Fusion 

L Ausschreibungs­
unterlagen: 
Monika Schröder, 
S.T.E.R.N. GmbH, 
S 44 36 36­30/52, 
Fax 44 36 36­77 

Hofbegrü­ E
 nungen: gut 

fürs Gemüt und 
fürs Stadtklima
6
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„

der drei ehemaligen Bezirke über-
dauert hat und sich noch immer ei-
nes regen Zuspruchs erfreut.
Bis zum 14. September 2012 kön-
nen sich wieder alle bewerben, die 
ihren Hof oder Garten umgestal-
ten wollen: Hauseigentümer, Mieter, 
Kiezvereine und Genossenschaften 
in Selbsthilfe. Das Grundstück muss 
in den Sanierungsgebieten Helm-
holtzplatz oder Teutoburger Platz, 
den ehemaligen Sanierungsgebieten 
Kollwitzplatz, Winsstraße, Bötzow-
straße, Wollankstraße und Kompo-
nistenviertel, im Geltungsbereich des 
Landschaftsplanes IV-L-3 „Gründer-
zeitgebiete Prenzlauer Berg“ oder 
im Untersuchungsbereich Langhans-
straße liegen.
Zu den förderfähigen Maßnahmen 
gehören die Beseitigung von Beton- 
ende Firmenpleite 
und Asphaltflächen, das Zusammen-
legen von Höfen, das Anlegen von 
Grünflächen, das Pflanzen von Bäu-
men, die Begrünung von Fassaden 
und das Anbringen von Nisthilfen 
für Vögel. Mieter und Mietergemein-
schaften müssen eine Einverständ-
niserklärung des Hauseigentümers 
vorlegen. In den Sanierungsgebieten 
können für Entsiegelungs- und Ab-
bruchmaßnahmen in Höfen zusätz-
lich Ordnungsmaßnahmegelder be-
antragt werden.
Rainer Bratfisch
TaeKKer 

Massive umwandlung

Immer mehr Mieter machen mobil 
gegen die umwandlung ihrer Woh­
nungen durch „Taekker“. Der däni­
schen unternehmensgruppe gehö­
ren in Berlin rund 100 Mietshäuser, 
davon über 60 in Kreuzberg. Doch 
die Bewohner wollen sich nicht ver­
kaufen lassen. 

Taekker ist schon seit einigen Jahren 
auf dem Berliner Wohnungsmarkt 
aktiv und hat vor allem im Kreuz-
berger Graefekiez und rund um die 
Bergmannstraße etliche Altbauten 
erworben. Seit etwa einem Jahr wird 
nun massiv die Umwandlung der 
Miet- in Eigentumswohnungen vor-
angetrieben. Hintergrund ist die Fast-
Pleite des dänischen Mutterunterneh-
mens. Um schnell Geld locker zu ma  -
chen, sollen die Wohnungen in at -
trak tiver Kiezlage verkauft werden. 
Einer der ersten bekannt gewordenen 
Fälle betraf das Gebäude Graefestra-
ße 11/Böckhstraße 13. Doch mittler-
weile gibt es immer mehr Häuser, in 
denen bereits umgewandelt wird 
oder wo es erste Alarmsignale gibt. 
Den Verkauf organisierte bis vor Kur-
zem die Firma „Ziegert“, doch die 
Partner scheinen sich überworfen 
zu haben, und Taekker betreibt jetzt 
den Verkauf selber. Einige Häuser 
hat das Unternehmen innerhalb ei-
nes halben Jahres frei bekommen. 
Dabei werden die Mieter mit Aus-
zugsprämien geködert. Nach Infor-
mationen von Martin Breger von der 
Mieten-AG Graefekiez“ wurden am 

Anfang für große Wohnungen im 
Vorderhaus bis zu 20 000 Euro gebo-
ten, mittlerweile sind es noch 8000 
Euro. Verkauft werden die zum Teil 
unsanierten Wohnungen dann zu 
Preisen von 2800 bis 3300 Euro pro 
Quadratmeter. 
Martin Breger von der Mieten-AG 
befürchtet dramatische Folgen für 
die gewachsene Kiezmischung. „Die 
Eigentumswohnungen werden von 
den Käufern häufig nur für gelegent-
liche Berlin-Aufenthalte genutzt und 
ansonsten als Ferienwohnung ver-
mietet.“ Vor allem kleine, bisher be-
zahlbare Wohnungen verschwinden 
vom Markt. 
Die betroffenen Taekker-Mieter ha-
ben sich nun  zusammengeschlossen, 
um gemeinsame Strategien zu ent-
wickeln. In der Eisenacher Straße 57 
in Schöneberg überlegen die Be woh-
ner, ob sie sich einer Genossen schaft 
anschließen und das Haus kaufen.  
In jedem Fall sollten Mieter über ih-
re Rechte Bescheid wissen: Nach ei -
ner Umwandlung ist in den sechs 
In nenstadtbezirken eine Kündigung 
wegen Eigenbedarfs sieben Jahre 
lang ausgeschlossen, dazu kommt 
dann noch die reguläre Kündigungs-
frist. Zudem haben die Mieter ein 
Vorkaufsrecht.
Birgit Leiß 

L Ein Infoblatt 
zum Thema Um­
wandlung gibt es 
unter www.berliner­
mieterverein.de 
sowie in der Haupt­
geschäftsstelle und 
den Beratungsstel­
len des Berliner 
Mietervereins. 
Selbsthilfeportal 
für betroffene 
Taekker­Mieter: 
http://taekker
watch.plutz.net/

Im Graefekiez 
wer den im großen 
Stil Miet­ in Eigen­
tumswohnungen 
umgewandelt
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http://www.berliner-mieterverein.de/infos/
http://taekkerwatch.plutz.net/
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MüllenTSorgung

gemeinsame Tonne m

auf Berliner Höfen wird ab Januar 
kommenden Jahres ein einheitlicher 
Wertstoffbehälter stehen, der die 
orange und die gelbe Tonne erset­
zen wird. Der Kompromiss, der die 
Interessen von Privatwirtschaft und 
kommunalem entsorger unter einen 
Hut bringen will, ist für den Kunden 
mit einem nachteil verbunden.

Über einen langen Zeitraum war die 
Sache klar: Verpackungsmüll  gehört 
in die „Gelbe Tonne“. Für deren Ab-
fuhr sorgte in Berlin der private Ent -
sorger Alba – kostenlos, denn im 
Rahmen des „Dualen Systems“ hat-
te der Handel dafür aufzukommen. 
Doch mit fortschreitender Müll-
t renntechnik und steigenden Roh-
stoffkosten wurde Müll immer wert -
voller: Alba bot ab 2005 eine „Gel-
be Tonne plus“ an, in die der Ver-
braucher neben Verpackungsmate-
rial auch Elektrokleingeräte sowie 
Gegenstände aus Holz, Metall und 
Plastik werfen konnte – Müll, den 
der Verbraucher auf den Recycling-
Höfen der Berliner Stadtreinigung 
(BSR) abzuliefern hatte. 
Die BSR rüstete 2010 nach und 
brachte eine „Orange Box“ auf die 
Höfe der Berliner, ebenfalls befüll-
MieterMagazin 6/2012
bar mit Elektroschrott, Holz-, Plastik- 
und Metallgegenständen, zusätzlich 
auch noch mit  Alttextilien – nicht je-
doch mit Verpackungsma terial, denn 
das war weiter der pri vaten Gelben 
Tonne vorbehalten. 
Klar war: Dieses kunterbunte Trenn-
konzept überforderte so manchen 
Verbraucher. Gleichzeitig eskalierte 
der Streit um die immer wertvollere 
Ressource Müll. Alba sollte nach An-
sicht der Berliner Umweltverwaltung 
die „plus“-Leistung seiner Gelben 
Tonne wieder streichen, das Unter-
nehmen konterte, sein Angebot im 
Gegenteil ausweiten zu wollen.
Im April hat nun der auch für Um-
welt zuständige Berliner Stadtent  -
wicklungssenator Müller einen Kom-
promiss zwischen Stadtreinigung 
und der privaten Abfallentsorgungs-
wirtchaft bekannt gegeben: Künf tig 
werden alle Wertstoffe, die bis her in 
der gelben und der oran gen Tonne 
erfasst wurden, in einem einheitli-
chen Behälter (Arbeitsname:„Klima-
tonne“) erfasst. 
Gemäß ihrem bisherigen Mengen-
anteil werden 12 Prozent der Wert-
stoffmenge von der BSR entsorgt, 
der Rest wird von einem privaten 
Unternehmen abgefahren, das wie-
derum im Rahmen eines Wettbe-
werbs für die nächsten drei Jahre 
gefunden werden muss.
Doch die Sache hat einen Haken – 
und den bekommt der Verbraucher 
zu spüren: Nicht alles, was bislang 
in die „Gelbe Tonne plus“ oder die 

„Orange Box“ geworfen werden 
konnte, kann ab 1. Januar 2013 auch 
in dem neuen gemeinsamen Behält-
nis mit dem beruhigenden Namen 
entsorgt werden: Elektrokleinteile, 
Holz und Alttextilien bleiben aus-
genommen. Für deren Entsorgung 
muss der Verbraucher künftig wie-
der zeitaufwendig die Sammelhöfe 
der Stadtreinigung ansteuern. 
Udo Hildenstab
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Müll wird zuneh­
mend zur wertvol­
len Ressource, um 
die gerungen wird

L Über den Müll­
streit zwischen BSR 
und Alba berichtete 
das MieterMagazin 
in seiner Ausgabe 
9/2010, Seite 26: 
„Mülltrennung: 
Kampf um die 
Wertstoffe“.
Der MIeTrecHTSTIPP

Betriebskosten­
vorschuss: Änderung 

muss angemessen sein
Nach Vorlage einer Betriebskostenabrechnung 

kann so wohl der Vermieter als auch der Mieter 
die künftigen Betriebskostenvorschüsse auf eine ange-
messene Höhe festlegen. Was als angemessen gilt, rich-
tet sich nach dem Ergebnis der vorliegenden Betriebs-
kostenabrechnung. Auch wenn bereits konkrete Preis- 
oder Tariferhöhungen für die Zukunft bekannt sind, darf 
dies bei der Angemessenheitsprüfung berücksichtigt 
werden.                                                                    mr
Der MIeTrecHTSTIPP

Kündigungswiderspruch: 
gründe  konkret benennen

Der Mieter kann einer vom Vermieter ausge-
sprochenen Kündigung der Wohnung dann 

widersprechen, wenn sie für ihn, seine  Familie 
oder Haushaltsangehörige  eine unzumutbare 

Här te bedeuten würde, die auch unter Be rücksichtigung 
der berechtigten Interessen des  Vermieters nicht zu 
rechtfertigen ist. Der  Widerspruch muss dem Ver mie-
ter schriftlich und spätestens zwei Mo na te vor dem aus-
gesprochenen Auszugstermin  zugegangen sein. Es emp-
fiehlt sich, die Härtegründe im Wider spruchs  schrei  ben 
nachvollziehbar darzulegen. Nur wenn vom Vermieter in 
der Kündigung nicht auf das Widerspruchsrecht hinge-
wiesen wurde, können die Härtegründe noch im ersten 
Termin eines Räumungsverfahrens eingewandt werden.                                                                    
mr
7
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sbestände zu Geld

TLG-Immobilie E
 in der Max-

Beer-Straße in 
Berlin-Mitte Fo
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Die Privatisierung öffentlichen Ta-
felsilbers geht munter weiter. Jetzt 
steht die Treuhandliegenschaftsge-
sellschaft (TLG) Wohnen mit rund 
11 500 bundeseigenen Wohnungen 
an 40 Standorten zum Verkauf.

Nach der Bundeshaushaltsordnung 
ist kein „wichtiges Bundesinteresse“ 
am Halten der Wohnungsbestände 
mehr gegeben, eine Privatisierung 
sei deshalb zwingend vorgeschrie-
ben. Ende des Jahres soll die Priva-
tisierung des Bestandes abgeschlos-
sen sein. Erhoffter Erlös: Um die 
570 Millionen Euro. Der Bestand der 
rund 11 500 Wohneinheiten soll en 
bloc verkauft werden. Das Unter-
nehmen in eine bundeseigene Woh-
nungsgesellschaft umzuwandeln, 
mache aufgrund des vergleichswei-
se geringen Bestandes und der Ver-
teilung über alle ostdeutschen Bun-
desländer keinen Sinn – so die Bun-
desregierung. 

TLG-PriVaTiSierunG

Bund macht Wohnung
cht
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Politiker der Linken haben im April 
2012 die Genossenschaft „Fair Woh-
nen“ gegründet, um sich am Bieter-
verfahren um die TLG Wohnen be-
teiligen zu können. Die Mieter, aber 
auch andere Bürger, können Anteile 
zeichnen. Man hofft, auf diese Wei-
se möglichst viel Eigenkapital zusam-
menzubekommen. Aber die Chancen 
dieser Genossenschaft sind angesichts 
des Kaufpreises gering. 
Die SPD-Bundestagsfraktion  fordert 
nach wie vor einen kleinteiligen Ver-
kauf der Bestände, zum Beispiel an 
kommunale Wohnungsunternehmen, 
um „den Einfluss der öffentlichen 
Hand zu sichern“.
Daran scheint der Bund indes kein 
Interesse zu haben – er hält am Ver-
kauf der TLG Wohnen als Gan-
zes fest. Offensichtlich gibt es auch 
genügend Interessenten für einen 
Komplettverkauf.
Der Deutsche Mieterbund, der sich 
gleichfalls gegen den Verkauf an ei-
nen privaten Investor ausgesprochen 
hatte, fordert nun, zumindest ent-
sprechende Schutzrechte in den 
Mietverträgen zu vereinbaren, die 
auch bei einem Weiterverkauf der 
Wohnungen gültig bleiben. DMB-
Direktor Lukas Siebenkotten: „Re-
gelungen in Kaufverträgen mit Fi-
nanzinvestoren bieten keinen Schutz 
und sind nichts anderes als Beruhi-
gungspillen für die Betroffenen und 
die Öffentlichkeit.“ 
Rainer Bratfisch
auf dem Berliner Mietwohnungs-
markt gibt es immer weniger Leer-
stand. Bei den Vermietern, die im 
Verband Berlin-Brandenburgischer 
Wohnungsunternehmen (BBu) or-
ganisiert sind, geht die Leerstands-
reserve zunehmend gegen null.

Wo früher in Zeitungen seiten weise 
Mietwohnungsangebote aufgelistet 
waren, findet man heute nur noch 
ein paar Inserate pro Bezirk. Das 
liegt nicht nur daran, dass die Anzei-
gen ins Internet abgewandert sind, 
sondern auch daran, dass immer we-
niger Wohnungen auf dem Markt 
angeboten werden. „Freie Mietwoh-
nungen gehen weg wie  geschnitten 
Brot – vielfach werden von den Woh-
nungsunternehmen deshalb gar kei-
ne Anzeigen mehr geschaltet“, be-
richtet BBU-Vorstand Maren Kern.
Bei den Berliner BBU-Mitgliedsun-
ternehmen – das sind vor allem die 

BBu-JahreSSTaTiSTik 2011

kritische Grenze errei
städtischen und ehemals gemein-
nützigen Wohnungsbaugesellschaf-
ten und -genossenschaften mit ins-
gesamt 645 000 Wohnungen – liegt 
die Leerstandsquote bei 2,6 Prozent. 
Die Fluktuationsreserve von drei Pro-
zent, die für einen funktionierenden 
Wohnungsmarkt notwendig ist, wird 
also bereits unterschritten. In allen 
Innenstadt-Ortsteilen – mit Ausnah-
me von Schöneberg – liegt der Leer-
stand sogar unter zwei Prozent.
Eine weitere Auswirkung des engen 
Wohnungsmarktes: Die Berliner zie-
hen weniger um. Acht Prozent der 
Mieter haben 2011 gekündigt, zehn 
Jahre zuvor betrug die Fluktuation 
noch 9,5 Prozent. „Wer eine gute 
Wohnung hat, zieht so schnell nicht 
wieder aus“, sagt Maren Kern.
Die durchschnittliche Nettokaltmie-
te stieg bei den BBU-Mitgliedern im 
Jahr 2011 um 2 Prozent auf 5,04 Eu-
ro pro Quadratmeter. Die Steigerung 
liegt etwas unter der Inflationsrate. 
Maren Kern betont: „Unsere Mit-
gliedsunternehmen sind keine Miet-
treiber.“
Jens Sethmann

F Solche Hinweise 
sucht man mitt-
lerweile in den 
Innenstadtbezirken 
Berlins vergeblich
MieterMagazin 6/2012
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Fünf in angst 

in welchen Zuständen die Bewoh-
ner der kopenhagener Straße 67 le-
ben müssen, wird auf den ersten 
Blick klar: Die meisten Wohnungen 
sind leer, die Türen stehen Tag und 
nacht offen. Seit Wochen gibt es 
kein warmes Wasser, weil nach ei-
nem mysteriösen Gasunfall das Gas 
abgestellt werden musste. Doch die 
fünf verbliebenen Mieter sind fest 
entschlossen, sich nicht vertreiben 
zu lassen. 

Im Januar 2011 war der herunterge-
kommene Altbau in Prenzlauer Berg 
von der Firma „Peters Vermögens-
verwaltung GmbH“ gekauft worden. 
Schon bald wurde den Mietern in 
Einzelgesprächen klar gemacht, dass 
sie ausziehen sollen – ohne Abfin-
dung und ohne das Angebot einer 
Ersatzwohnung. Das Haus solle sa-
niert und die Wohnungen in Eigen-
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tum umgewandelt werden. Nach 
und nach verließen die meisten der 
34 Mietparteien das Haus. 
Fünf blieben – und auf die kamen 
ungemütliche Zeiten zu. Es kam zu 
mehreren Wasserschäden, der Müll 
wurde nicht mehr abgeholt, und im 
Januar war man bei Eiseskälte wo-
chenlang ohne Heizung.  Mehrere 
Monate lang waren in den Wohnun-
gen osteuropäische Männer einquar-
tiert, die nach Aussagen der Bewoh-
ner aus dem Fenster urinierten und 
anderweitige Belästigungen verur-
sachten. „Es war höchst unan ge-
nehm, abends nach Hause zu kom-
men, zumal auch immer wieder die 
MieterMagazin 6/2012
Glühbirnen im Treppenhaus entfernt 
wurden“, berichtet die Mieterin. 
Schließlich wandten sich die Mieter 
an die Polizei, die die Wohnungen 
umgehend räumen ließ. 
Ende April schließlich wäre das Haus 
mitsamt den Bewohnern um ein 
Haar in die Luft geflogen. Nur weil 
einer der Mieter zufällig den Gas-
geruch aus einer der leer stehenden 
Wohnungen bemerkte und geistes-
gegenwärtig die Fenster öffnete, 
kam es nicht zur Katastrophe. Aus 
einem beschädigten Rohr war Gas 
geströmt, beim nächsten Betätigen 
eines Lichtschalters wäre es zu einer 
Explosion gekommen, fand die Feu-
erwehr heraus. Das Landeskriminal-
amt hat die Ermittlungen übernom-
men. Eine mutwillige Beschädigung 
kann nicht ausgeschlossen werden, 
heißt es in der Polizeimeldung. Nach 
diesem Schreckensereignis haben 

die Bewohner, darunter auch eine 
80-Jährige, große Angst. „Aber wir 
haben schon so viel durchgemacht, 
jetzt ziehen wir erst recht nicht aus“, 
sagen sie. Mit einstweiligen Ver-
fügungen setzen sie sich zur Wehr, 
auch die Wohnungsaufsicht wurde 
eingeschaltet. 
Der Mieterberatung Prenzlauer Berg 
sind die Zustände in dem Haus bes-
tens bekannt. Der Eigentümer sei 
„schwierig“ und „nicht sehr kommu-
nikativ“, meint die Geschäftsführerin 
Sylvia Hoehne-Killewald. Auch das 
MieterMagazin erhielt auf die Bitte 
um eine Stellungnahme keine Ant-
wort.                               Birgit Leiß 

Ungemütliche 
Zeiten sind in dem 
Wohnhaus Kopen-
hagener Straße 67 
ausgebrochen
urTeiLen Sie SeLBST!

Biedermann und 
die Menschenwürde
Das Schreckgespenst für den kleinkarierten Spie-
ßer ist der (oder die) „Asoziale“ – ein  be lieb tes 
Schimpfwort der Nachkriegszeit, in der man auf 
Sauberkeit, Fleiß und normgerechtes  V erhal ten 
hielt. „Asoziale“ hingegen verkörpern all das, 
was Unruhe in diese sittsame  Ordnung  bringen 
könnte: Arbeitsscheu, Schmutz,  Trunkenheit, 
Ran dale. Der Begriff wird auch  gerne auf Ange-
höri ge anderer Kulturkreise und Menschen ande-
rer Hautfarben angewendet, denn ihre Anders-
artigkeit ist schon allein Normbruch, selbst wenn 
ihr Verhalten tadellos ist: „Asoziale Ausländer“ – 
die Alliteration perlt so schön auf der Zunge man-
cher Zeitgenossen. Vermieterin Erna Rieger* aus 
Neukölln entrüstete sich da rüber, dass ihr Mie-
ter Cüneyt Cengiz* seine Zigarettenkippen regel-
mäßig im Treppenhaus und Hinterhof mit dem 
Absatz ausmachte und liegen ließ. Und dann das 
ungestüme Türenwerfen seines pubertierenden 
Sohnes Ahmet – ein ständiges Ärgernis, da fällt 
ja der Putz von der Wand! Also mahnte sie Fa-
milie Cengiz schriftlich ab, sich „einer normalen 
westeuropäischen Verhaltensweise“ zu befleißi-
gen, berief sich darauf, dass ihr Klagen mehre-
rer Nachbarn über sein „defektes asozia les“ Ver-
halten vorlägen und drohte mit Kündi gung. Mie-
ter Cengiz sah sich angesichts der Äußerungen 
im Vermieterschreiben beleidigt und klagte we-
gen Verletzung seines Persönlichkeitsrechts. Wie 
hätten Sie entschieden?

Der Mieter erhielt vor dem Berliner  Landgericht 
Recht: Er hat Anspruch auf Zahlung eines 
Schmerzensgeldes wegen Verletzung seiner im 
Grundgesetz verankerten Menschenwürde. Die 
Vertragsverletzungen stünden in keinerlei Ver -
hältnis zu den rassistischen und belei digenden 
Äußerungen, die seine Herkunft in direkten 
 Zusammenhang zu seinem vertrags widrigen 
Verhalten setzen.                       Elke Koepping
LG Berlin vom 6.10.2009 – 65 S 121/09 – 

* Name von der Redaktion geändert

Ill
us
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GSW-WohnunGen

Der  Senat weiß nichts

unterlassene Instandhaltung, spe-
kulativer Leerstand, Verkauf an den 
Mietern vorbei – diese Vorwürfe 
richten Bewohner an die privatisier-
te Wohnungsbaugesellschaft GSW. 
Die oppositionsfraktionen fordern 
den Senat zum eingreifen auf, doch 
der zeigt sich unwissend. Das Woh-
nungsunternehmen schweigt.

In einer Anhörung im Bauausschuss 
des Abgeordnetenhauses wurde al les 
noch einmal konzentriert darge legt: 
Ulrike Hamann von der  Initiati ve 
„Kot ti & Co“ berichtete von  ho hen 
Mieten und Nebenkosten in den rund 
900 GSW-Sozialwohnungen am 
Kottbusser Tor. Viele Mieter müs sen 
die Hälfte ihres Einkommens für die 
Miete aufwenden und werden vom 
Jobcenter zum Umzug aufgefordert.
Besonders gravierend ist die Situation 
in den 23 Häusern, die der GSW in 
den 90er Jahren aus Bezirksbestän-
den kostenlos übergeben worden 
sind. Mieteraktivistin Stefanie Platen 
10
beklagte, dass Schäden wie Haus-
schwamm, undichte Dächer oder 
kaputte Schornsteine trotz Mängel-
anzeigen nicht behoben werden. Zu-
dem stehen in mehreren Gebäuden 
seit Jahren Wohnungen leer. 
Beim Weiterverkauf von fünf Häu-
sern sind die Mieter von der GSW 
nicht informiert worden, obwohl 
 ih nen in einem solchen Fall ein Vor-
kaufsrecht zugesichert worden war. 
Die Mieterschutzklauseln, die bei 
der Privatisierung im Jahr 2004 ver-
einbart wurden, sind auch nicht an 
die neuen Eigentümer weitergege-
ben worden. Der GSW-Vorstand 
DeGeWo

hr Miete 
hatte seine Teilnahme an der Anhö-
rung abgesagt und damit die Ab-
geordneten brüskiert. Auch die Se-
natsvertreter im Implementierungs-
ausschuss, der die Einhaltung des 
Privatisierungsvertra ges kontrollieren 
soll, sind nicht er schienen. 
Dem Senat seien die Vorwürfe bis-
her nicht offiziell gemeldet  worden. 
Verstöße gegen die Aufla gen wür-
den mit Vertragsstrafen ge ahn det. 
Aber: „Dafür müssen wir Ver  trags-
verletzungen feststellen – die  haben 
wir bisher nicht festge stellt“, so Fi-
nanzstaatssekretärin Sudhof.
Die Linken-Wohnungspolitikerin 
Katrin Lompscher fordert, dass sich 
der Implementierungsausschuss un-
verzüglich mit den Beschwerden be-
fasst. Karin Schmidberger, mieten-
politische Sprecherin der Grünen, 
ergänzt: „Notfalls muss der Senat 
Vertragsstrafen geltend machen, um 
das unwürdige Verhalten der GSW 
gegenüber der Mieterschaft zu un-
terbinden.“              Jens Sethmann

F Besonders 
verheerend 
ist die Situation 
in 23 an die GSW 
übertragenen 
landeseigenen 
Häusern (hier: 
Schlesische Straße 
25 in Kreuzberg)
WohnunGSBauGeSeLLSchaft 

Mehr Wohnungen, me

Die städtische Wohnungsbaugesell-
schaft Degewo kündigte den  neu -
bau von 720 Wohnungen an. Mehr 
als die hälfte davon sollen ab 2014 
in der Gropiusstadt entstehen. Zu-
sätzlich hat der Degewo-Vorstand 
für steigende Mieten geworben.

Die Degewo hat auf eigenem Grund 
und Boden Platz für 565 Wohnungen 
ausgemacht, au ßerdem will sie zwei 
Flächen an kaufen, auf denen weite-
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In der Gropiusstadt 
hat die Degewo 
noch Platz für 
Neubauten
re 155 Woh nungen entstehen kön-
nen. Ab 2013 soll in Köpenick und 
Marienfelde mit dem Bau der ersten 
neuen Wohnungen begonnen wer-
den, der Löwenanteil mit 400 Woh-
nungen soll allerdings in der südli-
chen Gropiusstadt entstehen.

„Die Gropiusstadt ist bis auf den heu-
tigen Tag ein hochattraktives Wohn-
gebiet“, sagt Degewo-Vorstand 
Frank Bielka. In den letzten Jahren 
hat die Degewo in der Großsiedlung 
1000 Wohnungen modernisiert, bis 
2016 werden hier 92 Millionen Euro 
in die Sanierung investiert. 
Die geplanten Neubauten sollen 
sich an den Strukturen der Gropius-
stadt orientieren, an Hochhäuser 
ist jedoch nicht gedacht. Kleine Ein-
heiten mit bis zu vier Geschossen 
sind vorgesehen. „Wir werden im 
Durchschnitt mit einer Miete von 
mindestens acht Euro pro Quadrat-
meter rechnen müssen“, schätzt 
Bielka. Mit intelligenten Grundrissen 
will man die Fläche der  Wohnungen 
möglichst klein halten, damit die 
Gesamtmiete bezahlbar bleibt. Der 
Bau der 720 Wohnungen wird schät-
zungsweise 100 Millionen Euro kos-
ten.
„Investitionen sind nur möglich, wenn 
Erträge erwirtschaftet werden“, er-
klärt Bielka. Sein  Vorstandskollege 
Christoph Beck ergänzt: „Wenn wir 
unseren gesellschaftlichen Auftrag 
erfüllen sollen, sind wir auch auf 
dauerhafte Mietsteigerungen ange-
wiesen.“ In diesem Jahr strebt sie 
an, die konzernweite Durchschnitts-
miete von 5,19 Euro pro Quadratme-
ter auf 5,28 Euro anzuheben. „Die 
Degewo steht dafür, mit Mietsteige-
rungen verantwortungsvoll und mo-
derat umzugehen“, versichert Frank 
Bielka.                     Jens Sethmann
MieterMagazin 6/2012



InSoLVenZ Von „PaLu SuISSe“ 

Selber schuld? 

hunderte von Lichtenberger Mie-
tern wurden Mitte april von  ihrer 
hausverwaltung aufgefordert, sich 
umgehend eine neue Wohnung zu 
suchen, weil ihr Vermieter seinen 
Zahlungsverpflichtungen nicht nach-
kommt und daher Strom und Wasser 
abgestellt werden sollen. ein ab sur -
des ansinnen, das aber einen erns-
ten hintergrund hat. 

Mit dem Schreiben der „Gratus Im-
mobilienservice GmbH“ wurden die 
Mieter der Hauptstraße 51-57 in 
Lichtenberg darüber informiert, dass 
der Eigentümer, die „Palu  Suisse AG“ 
beziehungsweise deren Rechtsnach-
folger „Reloni“ Insolvenz angemel-
det habe. Aufgrund der Zahlungs-
rückstände wollen der Stromlieferant 
Vattenfall sowie die Wasserbetriebe 
demnächst die Versorgung einstel-
len. Ein gleichlautendes Schreiben 
ging an die Mieter der  Ruschestraße 
3/5. Schon seit Jahren leiden die Mie-
ter des Unternehmens Palu Suisse 
MieterMagazin 6/2012
unter schlimmen Wohnbedingungen. 
Wochenlang lebten sie ohne warmes 
Wasser. „Die Nichtbegleichung fälli-
ger Rechnungen scheint Geschäfts-
modell bei Palu Suisse zu sein“, sag-
te der damalige Baustadtrat  Andreas 
Geisel (SPD) der „Berliner Woche“ 
(Ausgabe vom 6. Januar 2010).
„Es ist ein Horror, wie kann man so 
mit Menschen umgehen?“, meint 
eine 67-Jährige. Sie ist schwerstbe-
hindert und findet kei ne  andere 
Wohnung zu diesem Preis. Doch 
während das Bezirksamt in der Ver-
gangenheit wiederholt in Ersatzvor-
nahme getreten ist und die Rechnun-
gen bezahlt hat, will der neue Stadt-
rat für Stadtentwicklung, Wilfried 
Nünthel (CDU), die Mieter offenbar 
hängen lassen. „Die Leute  wissen 
seit Jahren Bescheid – wer  immer 
noch da wohnt, weil er den Kiez 
nicht verlassen will, ist selber schuld“, 
argumentiert sein Referent  Fabian 
Peter. Man werde nur vor überge-
hend einspringen – Schluss“. 
Diese Haltung löste beim Berliner 
Mieterverein Empörung aus: „Die 
Mieter haben schließlich die Miete 
mitsamt der Nebenkosten bezahlt, 
eine Insolvenz ist kein Kündigungs-
grund“, betont BMV-Rechtsberater 
Volker Hegemann. Der Bezirk sei in 
solchen Fällen im Rahmen der Da-
seinsfürsor ge verpflichtet, in Vor -
leistung zu treten. 
Doch das letzte Wort scheint noch 
nicht gesprochen zu sein. Nach Re-
daktionsschluss des  MieterMagazin 
befasste sich der So  zialausschuss der 
Bezirksverordnetenversammlung mit 
dem Fall. Eine gute Lösung wäre, 
wenn die Wohnungsbaugesellschaft 
Howoge, die die Häuser damals an 
die Palu Suisse veräußert hat, sie ein-
fach wieder zurückkaufen würde.
Birgit Leiß 

Die Mieter sollen 
ausziehen, weil der 
Vermieter seinen 
Verpflichtungen 
nicht nachkommt: 
„Palu Suisse“­Haus 
in der Lichtenber­
ger HauptstraßeFo

to
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BerLIner KrIMInaLStatIStIK

Stadt der Diebe

als Innensenator frank henkel und 
Polizeivizepräsidentin  Margarete 
Koppers im Berliner Innenausschuss 
die Kriminalstatistik für das Jahr 
2011 vorstellten, konnten sie wenig 
Positives vermelden: Die Kriminali-
tät in der Stadt stieg erstmals seit 
Jahren – um 4,1 Prozent, das sind 
19 346 Delikte mehr als im  Vorjahr. 
nur 46,1 Prozent der Straftaten wur-
den aufgeklärt, das sind wiederum 
2,3 Prozent weniger als im Vorjahr.

Berlin entwickelt sich offenbar zur 
Hauptstadt der Diebe: Die Zahl der 
Wohnungseinbrüche stieg zum drit-
ten Mal in Folge. 2011 gab es 26,3 
Prozent mehr Wohnungseinbrüche 
als im Vorjahr, die Zahl der Einbrü-
che in Villen und Einfamilienhäu-
ser stieg sogar um 31,5 Prozent. Al-
le zweieinhalb Minuten wird in Ber-
lin etwas gestohlen. Natürlich: Da 

L Kriminalpolizei­
liche Beratungs­
stelle: Platz der 
Luftbrücke 5, 
12101 Berlin, 
Öffnungszeiten: 
Montag von 10 bis 
18.30 Uhr, Diens­
tag bis Donnerstag 
von 8 bis 15 Uhr
www.berlin.de/
polizei/praevention/
eigentum/einbruch
schutz.html

Bei den Woh­ E
nungseinbrüchen 

meldet die Statistik 
eine deutliche 

Zunahme
ist auch der Schokoriegel im Super-
markt dabei, wenn die Tat zur An-
zeige kommt. Die angezeigten Fahr-
raddiebstähle haben um rund 30 
Prozent zugenommen, die Dunkel-
ziffer dürfte noch weit höher liegen. 
Berlins kriminellste Gegenden sind 
Wedding und Neukölln mit jeweils 
über 32 000 Straftaten, gefolgt von 
Mitte, Reinickendorf und Kreuzberg. 
Polizei-Chefin Margarete Koppers 
macht vor allem „reisende Täter aus 
Osteuropa“ für den Anstieg der Kri-
minalität verantwortlich. 
Alarmierend ist die Zunahme der Tö-
tungsdelikte. 207 Menschen kamen 
2011 ums Leben – 18 mehr als im 
Vorjahr. Die politisch motivierte Kri-
minalität hat um 34 Prozent zuge-
nommen. Trotzdem: Berlin ist im 
eu ropäischen Vergleich noch immer 
eine der sichersten  Hauptstädte. 
In nensenator Frank Henkel hält aber 
dennoch an seiner Forderung fest, 
250 zu sätzliche Stellen für den Poli-
zei voll zugsdienst zu schaffen. Die 
Video überwachung an öffentlichen 
Orten will er ausweiten. Die Nutzung 
der Kriminalpolizeilichen Beratungs-
stelle am Platz der Luftbrücke soll 
demnächst wieder kostenlos sein. Ei-
ne Lösung des Problems ist das aller-
dings nicht.            Rainer Bratfisch
11
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htige richtung

WBS mit Dringlichkeit

erster Schritt in die ric

Wer ausziehen muss, weil er seine 
miete nicht mehr zahlen kann, von 
Zwangsräumung betroffen oder gar 
wohnungslos ist, hat einen „beson­
deren Wohnbedarf“: Seit 1. mai gibt 
es neue kriterien für den Wohnbe­
rechtigungsschein „mit Dringlich­
keit“ und Wohnungen, die mit die­
sem angemietet werden können.
 
Der Berliner Wohnungsmarkt hält 
immer weniger freie Wohnungen 
bereit. Da ist vor allem für jene  ei ne 
Wohnungssuche fast  aussichts los, 
die einen „besonderen Wohnbe-
darf“ haben, wie es in der Amts-
sprache heißt: Menschen, die  unter 
un zureichenden  Wohnbedingungen 
le ben müssen oder für die der Zu-
gang zu einer Wohnung besonders 
schwierig ist. Für sie gibt es neue 
Kriterien für den WBS mit Dringlich-
keitsstempel und auch Wohnungen.
Für den „normalen“ WBS –  also oh -
ne Dringlichkeit –, der zur bevor-
zugten Anmietung einer Sozial woh-
nung berechtigt, sind die Voraus-
12
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setzungen, dass man seinen Haupt-
wohnsitz seit mindestens einem Jahr 
in Berlin hat und die Einkünfte inner-
halb bestimmter Grenzen liegen. So 
darf das anrechenbare Jahresgesamt-
einkommen eines Einpersonenhaus-
haltes 16 800 Euro nicht überschrei-
ten, bei zwei Personen sind es 25 200 
Euro. Für jedes zum Haushalt gehö-
rende Kind werden in Berlin 7000 Eu-
ro aufgeschlagen.
Für den WBS mit Dringlichkeitsver-
merk („besonderer Wohnbedarf“) 
dstücksverg
ist darüber hinaus die  Zugehörigkeit 
zu einer von neun Berechtigungs-
gruppen erforderlich. Zu ihnen ge-
hö ren beispielsweise Alleinerziehen-
de sowie Familien und Lebensge-
meinschaften mit Kindern, die in 
unzureichenden Wohnverhältnissen 
leben, ohne eigene Wohnung sind 
oder nach einer erheblichen Miet-
steigerung ausziehen müssen. Eben-
so dazu gehören Menschen ab dem 
65. Lebensjahr, die ihre unterbelegte 
Wohnung aufgeben müssen. 
Der Berliner Mieterverein, der den 

„Dringlichkeits-WBS“ grundsätzlich 
begrüßt, hat hinsichtlich der Berech-
tigungsgruppen eine übersichtliche-
re und einfachere Systematik vorge-
schlagen. Gleichzeitig kritisiert der 
BMV das viel zu hohe Mietpreisni-
veau bei Sozialwohnungen: Ohne 
ein verändertes Konzept werde man 
kei ne nachhaltige Wohnungsversor-
gung derjenigen erreichen, die am 
meisten auf Unterstützung ange-
wiesen sind.
Rosemarie Mieder

F Antragsformu­
lare für WBS und 
„WBS mit besonde­
rem Wohnbedarf“ 
gibt es bei den 
Bürgerämtern

L Weitere 
Informationen: 
www.stadtentwick
lung.berlin.de
Stichwortsu­
che: WBS oder 
Mieterfibel
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initiative

neue Politik der grun

Das Bürgerengagement der  Berliner 
könnte bald auch die liegenschafts­
politik des landes aufmischen.  eine 
initiative aus architekten, Soziolo­
gen und künstlern will einen ver­
kaufsstopp von landeseigenen 
grundstücken durchsetzen und hat 
sich in die Diskussion eingeschaltet.

In den Streit zwischen den Senats-
verwaltungen für Finanzen und für 
Stadtentwicklung um den Verkauf 
von landeseigenen Liegenschaften 
hat sich nun auch die private Initia-
tive „Stadt Neudenken“ eingeschal-
tet. Das Bürgerbündnis fordert in ei-
nem Positionspapier, dass die Grund -
stücksverkäufe der Stadt so lange aus-
gesetzt werden, bis der Berliner Se-
nat seine Liegenschaftspolitik neu 
aus gerichtet hat. „Man muss erst 
einmal analysieren, welche Grund-

 Gut 600 Men­
chen haben das 
ositionspapier 
ereits unter­
eichnet. Weitere 
nformationen 
nter: www.stadt
eudenken.net 

Nachdenken E
erlaubt: landes­

igenes Grundstück 
in der Gottlieb­
Dunkel­Straße
stücke wie bewertet werden, welche 
zum Höchstpreis verkauft werden 
sollen und welche nicht“, sagt Florian 
Schmidt, Stadtsoziologe und Mit-Ini-
tiator von „Stadt Neudenken“.
Finanzsenator Ulrich Nußbaum (par-
 teilos) und sein Kollege von der Stadt-
 entwicklung, Michael Müller (SPD), 
können sich momentan nicht eini gen, 
wie die zum Verkauf stehen den 
Grundstücke genutzt werden sollen. 
Nußbaum, der Kämmerer, denkt in 
erster Linie ans Geld. Er will die Lie -
genschaften zu Höchstpreisen ver-
kaufen, um die Landeskasse zu fül-
len. Müller hingegen beharrt auf der 
im Koalitionsvertrag getroffenen 
Aus sage, dass der Senat zur Förde-
rung des Wohnungsneubaus auch 

„das Instrument der kostenlosen oder 
ermäßigten Grundstücksvergabe 
nutzen kann“. 
Die Initiative „Stadt Neudenken“ 
schlägt für einige der Grundstücke 
einen dritten Weg vor, den der Ver-
gabe in Erbpacht. Der Senat solle an 
diejenigen verpachten, die auf den 
Liegenschaften gemeinwesenorien-
tierte Aufgaben wahrnehmen wol-
len. „Das hilft auch der kulturellen 
und sozialen Homogenität Berlins“, 
sagt Schmidt.    Wiebke Schönherr
MieterMagazin 6/2012

http://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/mieterfibel/de/mf_wbs.shtml
http://www.stadtneudenken.net/
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 mietendämpfung

lanDeSeigene WohnungSBau

Senat plant dauerhafte

Der Senat will die landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaften dauer­
haft zur Zurückhaltung bei mieterhö­
hungen verpflichten. Der  Berliner 
mieterverein (Bmv) begrüßt den 
vorstoß, sieht aber nachbesse­
rungsbedarf.

Die sechs städtischen Wohnungsun-
ternehmen sollen für ihre insgesamt 
275 000 Wohnungen künftig die Re-
gelungen umsetzen, die der Berliner 
Senat mit seiner Bundesratsinitiati-
ve zur Änderung des Mietrechts an-
strebt: Statt 20 Prozent Mieterhö-
hung in drei Jahren wären dann nur 
noch 15 Prozent in vier Jahren zu-
lässig, und es würden nur noch neun 
statt elf Prozent der  Mo der nisie-
rungskosten auf die  Jahresmiete 
 umgelegt. Darüber hinaus soll jede 
zweite zu vermietende Wohnung 
MieterMagazin 6/2012

Anzeige

Dick im
Neues Fo

Jeden Mittwoch als Beilage
in „Der Tagesspiegel“ bei
Ihrem Zeitschriftenhändler

Zwei
an Inhaber eines  Wohn be rechti-
gungsscheines vergeben. Außerdem 
sollen die Mie ter in den landeseige-
nen Wohnungen höchstens 30 Pro-
zent ihres Net to einkommens für die 
Nettokaltmiete ausgeben müssen.
Der Berliner Mieterverein (BMV) be-
grüßt die Kappung der Miete an ei -
ner Belastungsgrenze. Seine Ein-
schränkung: „Die Kappung muss 
an der  Bruttokaltmietenbelastung 
vorge nommen werden“, so BMV-
Ge schäftsführer Reiner Wild. Nach 
einer Modellrechnung des Mieter -
vereins wür de bei einem Ein perso-
nenhaushalt mit einer durchschnitt-
lich teuren 45-Quadrat meter-Woh-
nung die vom Senat vorgesehene 
Kappung nur dann greifen, wenn 
das Einkommen unter 750 Euro im 
Monat liegt. Eine Nettokaltmietbe-
lastung von 30 Prozent  bedeutet für 
Geschäft!
rmat. Alles drin.

Jeden Freitag a
Ihrem Zeitschrift

teHand
den Beispielshaushalt eine Brut to -
kaltmietbelas tung von 38,5 Pro zent, 
und für die Warmmiete müss te er 
sogar 45 Pro zent seiner  Einkünf te 
aufbringen. Ihm blieben dann gera-
de noch 400 Euro zum Leben. „Wir 
halten eine differenzierte  Miet be-
 lastungsquote nach Einkommens-
gruppen für gerechter: Für Haushal-
te mit einem Nettoeinkommen von 
1000 Euro im Monat und weniger 
sind 30 Prozent Belastung zu viel“, 
so Wild.
Jens Sethmann
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Bei Wohnungs­
modernisierungen 
der landeseigenen 
Unternehmen soll 

die Umlage von 
11 auf 9 Prozent 
gesenkt werden
13
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ZWEITE HAND.
Ihr Anzeigenmarkt.
Einfach besser.

Ab Januar 2012 gibt es
die Zweite Hand im neuen
großenZeitungsformatmit
allen Rubriken einschließ-
lich FAHRZEUGE und
IMMOBILIEN jeden Freitag
aktuell sowie immer mitt-
wochs mit ausgewählten
PREMIUM-ANGEBOTEN
als Sonderbeilage in „Der
Tagesspiegel“ bei Ihrem
Zeitschriftenhändler.

Ab Ja
die Zw
große
allen

http://www.zweitehand.de/


14

TiTel

* Mikrozensus 
2006 (neuere 
Daten nicht 
vorhanden)
** Berlin: 2011, 
Hamburg: 2011, 
München: 2011, 
Frankfurt: 2010
*** Rückgang 
durch veränderte 
Erhebungsmethode

Mieten 
Stadt 

Durchschnittliches m
haltsnettoeinkomme

Durchschnittliche mo
nach aktuellem Miet

Mietbelastungsquote

Jährliche Veränderun
vorherigen Mietspieg
Über ein Jahrzehnt hat Berlin die Wohnungspolitik vernachlässigt. Im Glauben an einen  entspannten 
Wohnungsmarkt gab der Senat ab Ende der 90er Jahre die Zügel aus der Hand und vertraute auf 
den Markt. Das Ergebnis des selbstgewollten Machtverlusts der Politik sehen wir heute: Die Mieten 
steigen rasch auf breiter Front an, die Zweckentfremdung von Wohnungen ist außer Kontrolle ge­
raten, immer mehr Mietwohnungen werden in Einzeleigentum umgewandelt und Sozialwohnungen 
werden für die eigentliche Zielgruppe zunehmend unbezahlbar. 
 Zukünftigen Mammutaufgaben wie der energetischen Sanierung 
des Wohnungsbestandes und dem altersgerechten Umbau steht 
die Berliner Politik  ratlos gegenüber. Stattdessen sucht man die 
Lösung vor allem in einem vage formulierten Neubauprogramm. 
Dabei gibt es viel mehr wohnungspolitische Möglichkeiten, die 
andere Kommunen auch erfolgreich nutzen. Das MieterMagazin 
hat untersucht, wie die vier Größstädte München, Frankfurt am 
Main, Hamburg und Berlin mit vier wohnungspolitischen Proble­
men umgehen. Das Fazit: Berlin hinkt hinterher.

Wohnungspolitik im städtevergleich:

Warum kann Berlin nicht, 
Was andere können?
on
n *

na
spi

 * 

g g
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Mit vielen der in Berlin heraufzie­
henden Probleme haben die meisten 
westdeutschen Großstädte schon 
lange zu tun. Hamburg, München 
oder Frankfurt am Main haben 
aber nicht nur Programme für den 
 Wohnungsneubau, sondern auch 
Erfahrungen im woh nungspolitisch 
sinnvollen Umgang mit dem Woh­
nungsbestand. Berlin könnte daraus 
eine Menge  lernen. Es muss hier ja 
nicht erst soweit kommen, dass die 
Mieten auf Schwabinger oder Har­
vestehuder Niveau steigen oder dass 
ganze Wohngebiete wie das Frank­
furter Westend zu Bürostandorten 
werden.
Berlin Ham

atliches Haus­
 (in Euro) 1795 195

tliche Nettokaltmiete 
egel ** (in Euro pro m²) 5,21 7,15

(in Prozent) 23,6 24,

egenüber dem 
 (in Prozent) 4,0 2,9
Problem Nummer 1: 
Neuvertragsmieten
Verglichen mit anderen Metropolen 
hat Berlin noch günstige Mieten. 
Aber die Berliner haben auch we­
sentlich geringere Einkommen als 
die Einwohner von Hamburg, Mün­
chen oder Frankfurt am Main. Die 
Mietbelastung liegt auf dem glei­
chen Niveau: Die Haushalte in den 
Großstädten mussten im Jahr 2006 
etwa ein Viertel ihres Haushaltsein­
kommens für Miete und Nebenkos­
ten ausgeben. Diese Belastung wird 
weiter anwachsen, denn die Mieten 
steigen überall schneller als die Ein­
burg München    Frankfurt/Main

7 2285    2281

 9,79    7,78

3 25,1    23,6

 ­0,6 ***    2,2
kommen. In Berlin ist der Mietanstieg 
sogar am schnellsten: Die Durch­
schnittsmiete nach Mietspiegel er­
höhte sich in den vergangenen Jah­
ren jeweils um vier Prozent.
Gegen Mietpreisüberhöhungen wird 
in Berlin nicht vorgegangen. Nach 
Pa ragraph 5 des Wirtschaftsstrafge­
setzes sind unangemessen hohe Mie­
ten eine Ordnungswidrigkeit. Gegen 
einen Vermieter, der Wohnungen 
zu einem Preis vermietet, der mehr 
als 20 Prozent über dem ortsübli­
chen Maß liegt, kann ein Bußgeld 
bis zu 50 000 Euro verhängt werden. 
Voraussetzung ist allerdings, dass 
ein „geringes Wohnungsangebot“ 
herrscht. Für Berlin trifft das nach 
offizieller Lesart insgesamt nicht zu, 
auch wenn vor allem in der Innen­
stadt die Wohnungsnot offensicht­
lich ist. Der vormalige rot­rote  Senat 
hat in der vergangenen Legislatur­
periode eine Bundesratsinitiative 
gestartet, die es den Kommunen er­
möglichen sollte, auch für bestimm­
te Teile der Stadt eine Anspannung 
des Wohnungsmarkts festzustellen, 
um folglich in diesen Stadtteilen mit 
dem Wirtschaftsstrafgesetz gegen 
MieterMagazin 6/2012
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Mietpreisüberhöhungen aktiv wer­
den zu können. Ob der neue Senat 
diese Initiative weiterverfolgt, ist 
noch offen.
In Hamburg, München und Frank­
furt am Main gilt der Wohnungs­
markt unbestritten als angespannt. 
So werden bei Neuvermietungen in 
Hamburg durchschnittlich rund elf 
Euro pro Quadratmeter nettokalt 
verlangt, in München sogar 12,64 
Euro. Unter diesen Umständen neh­
men die Städte die Mietpreiskontrol­
le selbstverständlich wahr. Die Zahl 
der zu Ende gebrachten Verfahren 
ist allerdings übersichtlich: So sind 
im Frankfurter Amt für Wohnungs­
wesen im Jahr 2010 insgesamt 308 
MieterMagazin 6/2012
Anzeigen wegen Mietpreisüberhö­
hungen eingegangen. Die meisten 
Verdachtsfälle wurden jedoch als 
unbegründet zu den Akten gelegt. 
In 25 Fällen wurden Bußgelder ver­
hängt. Nur 17 Verfahren wurden 
einvernehmlich gelöst, indem der 
Eigentümer die zuviel gezahlte Miete 
an den Mieter zurückgab. Das Wirt­
schaftsstrafgesetz müsse deshalb 
dringend reformiert werden, meint 
der Hessische Mieterbund, der die 
Landesregierung auffordert, die Ber­
liner Bundesratsinitiative zu unter­
stützen. „Die Landesregierung darf 
nicht länger tatenlos zusehen, wie 
skrupellose Geschäftemacher die an­
gespannte Wohnungsmarktlage in 
Frankfurt ausnutzen“, so Wolfgang 
Hessenauer. 
Der alle zwei Jahre erneuerte Miet­
spiegel macht es den Bürgern  aller 
vier Städte leicht, auch selbst zu über­
prüfen, ob ihre Miete  gerechtfertigt 
ist. Das ist nicht so selbstver ständ­
lich, wie es scheint. So ist zum Bei­
spiel der Kölner Mietspiegel nicht im 
Internet einsehbar und muss gegen 
eine Gebühr von 3,50 Euro bestellt 
werden. In Bremen gibt es über haupt 
keinen Mietspiegel.
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Hamburg, München und Frankfurt 
am Main nutzen ihre Sozialwohnun­
gen viel intensiver als Berlin. Wäh­
rend Berlin dem Abschmelzen des 
Sozialwohnungsbestandes  tatenlos 
zusieht, sind die anderen Städte be­
müht, die Zahl ihrer Sozialwohnun­
gen zu erweitern. Es wird nicht nur 
der Neubau von Sozialwohnungen 
gefördert, die Städ te kaufen auch 
Belegungsrechte im Wohnungsbe­
stand an. Am aktivsten ist München, 
das jährlich mit 25 Millionen  Euro 
Sozialbindungen ankauft, um die 
„städtische Eingriffsreserve“ mit Be­
legungsrecht und Mietpreisbindung 
auf dem derzeitigen Niveau von 
75 000 Wohnungen zu stabilisieren. 
Hamburg wendet dafür vergleichs­
weise wenig auf: Jährlich stehen drei 
Millionen Euro für den Ankauf von 
Belegungsbindungen bereit. Das 
reicht gerade mal für 200 Wohnun­
gen. Frankfurt am Main hat im Jahr 
2010 insgesamt 104 Belegungsbin­
dungen erworben, die meisten von 
öffentlichen Wohnungsunterneh­
men. Von privaten Eigentümern 
konnten trotz einer Werbekampag ne 
nur für 19 Wohnungen Belegungs­
rechte angekauft werden. Die Stadt 
hat aber auch mit den Wohnungs­
baugesellschaften im  „Frankfurter 
Vertrag“ beschlossen, dass die Woh ­
nungen, für die die öffentliche För­
derung ausgelaufen ist, weiterhin 
vorrangig an Wohnungssuchende 
mit Wohnberechtigungsschein ver­
mietet werden.

Problem Nummer 2: 
Zweckentfremdung
Der Zweckentfremdung von Wohn­
raum ist in Berlin Tür und Tor ge­
öffnet. Im Jahr 2002 hat das Ober­
verwaltungsgericht Berlin die Zweck­
entfremdungsverbot­Verordnung 
für ungültig erklärt, weil es in der 
Hauptstadt keine Wohnungsnot 
mehr gäbe. Das Gericht stützte sich 
damals vor allem auf Aussagen der 
Senatsverwaltung für Stadtent wick ­
lung und des seinerzeitigen Sena tors 
Peter Strieder (SPD), der zu je ner 
Zeit keine Gelegenheit ausließ, von 
einem „entspannten Woh nungs­
markt“ und einem hohen Woh­
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Frankfurt verfolgt 
Mietpreisüberhö-
hungen, aber – so 
Wolfgang Hesse-
nauer vom Hessi-
schen Mieterbund 
– das Wirtschafts-
strafgesetz ist nicht 
effizient genug

Dem Berliner 
Ex-Stadtentwick-
lungssenator Peter 
Strieder verdankt 
Berlin das OVG-
Urteil, dass der 
Zweckentfremdung 
Tür und Tor öffnete

F In jeder Groß-
stadt entwickeln 
sich hochpreisige 
Stadtteile – doch 
die Kommunen 
reagieren darauf 
unterschiedlich 
(im Uhrzeigersinn: 
Frankfurt/Bocken-
heim, Hamburg/
Blankenese, 
München/Bogen-
hausen, Berlin/
Prenzlauer Berg)
15
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nungsleerstand zu sprechen. Dass 
sich dies längst geändert hat, er­
kennt mittlerweile auch die Senats­
verwaltung an. Sie hat allerdings 
überhaupt keinen Überblick mehr, 
wieviele Wohnungen im vergan­
genen Jahrzehnt zu Büros, Praxen, 
Werkstätten oder Touristenherber­
gen  umgewidmet wurden, denn die 
genehmigungsfreien Umnutzungen 
gehen komplett an den Ämtern vor­
bei. Der 2010 gestartete Versuch, 
dem Fe  rienapartment­Boom mit ei­
ner Neu fassung der Betriebsverord­
nung beizukommen, ist bisher ge­
scheitert. Mit ihr ist es in noch kei­
nem einzigen Fall gelungen, eine Fe­
rienwohnungsnutzung zu unterbin­
den, nicht einmal in der Wilhelm­
straße, wo die Wohnungen ganz 

 offensichtlich ho telartig an Touris­
ten vermietet wer den. 
Nun hat Senator Michael Mül ler 
(SPD) im Mai nach über  einjähriger 
Prüfung ein neues Zweckentfrem­
dungsverbot angekündigt, das sich 
voraussichtlich aber nur auf die Be­
zirke Mitte, Friedrichshain­Kreuz­
berg und Charlottenburg­Wilmers­
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„Naheliegend“ 
findet die Münch-
ner Mietervereins-
Vorsitzende Beatrix 
Zurek die Idee, leer 
stehende Gewerbe-
räume als Woh-
nungen zu nutzen
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Zweckentfrem-
dung kontrol-

lieren: Hamburg 
agiert, Frankfurt/
Main kann nicht, 

Berlin will nicht 
(von oben nach 

unten: Frankfurt/
Westend, Berlin/

Friedrichshain, 
Hamburg/

St. Pauli)
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dorf beziehen wird. Damit will man 
vor allem die Umnutzung von 
Wohnraum in Ferienwohnungen ein­
dämmen, deren Zahl der Senat auf 
12 000 schätzt. 
In Hamburg erlaubt das Wohn­
raumschutzgesetz den Bezirken, ge­
gen die Zweckentfremdung vorzu­
gehen. Die Nutzung von Wohnraum 
zu gewerblichen oder freiberuflichen 
Zwecken ist nur unter bestimmten 
Bedingungen zulässig und muss vom 
Bezirksamt genehmigt werden. Ne­
ben Büros, Werkstätten und  Praxen 
gelten in Hamburg auch Kinderta­
gesstätten, Räume zur Prostitutions­
ausübung und Ferienwohnungen 
ausdrücklich als Zweckentfremdung. 
Auch das Leerstehenlassen und der 
Abriss von Wohnungen muss nach 
dem Hamburgischen Wohnraum­
schutzgesetz genehmigt werden. 
Die Frage ist in Hamburg besonders 
brisant, weil nach Expertenschät­
zungen 40 000 Wohnungen fehlen, 
gleichzeitig aber eine Million Qua­
dratmeter Bürofläche leer steht – 
was Eigentümer jedoch nicht davon 
abhält, Wohnungen weiter umnut­
zen zu wollen.
München steht vor demselben Pro­
blem. Das Planungsreferat der Stadt 
hat deshalb im vergangenen Herbst 
beschlossen, die Umwandlung von 
Büros in Wohnraum rechtlich zu er­
leichtern. Dazu sollen auch Gewer­
begebiete, in denen das Wohnen 
planungsrechtlich nicht zulässig ist, 
in Mischgebiete umgewidmet wer­
den. „Bei der derzeitigen Wohnungs­
knappheit in München ist das doch 
eine sehr gute und naheliegende 
Idee“, meint Beatrix Zurek, Vorsit­
zende des Mietervereins München. 
„Lieber eine bewohnte Wohnung als 
ein leerstehendes Büro, sollte die 
Devise sein!“ Neben Hamburg ist 
München die einzige Stadt, die die 
Fehlnutzung von Wohnungen ver­
bietet. Das Münchner So zialreferat 
unterbindet jedes Jahr rund 200 
Zweckentfremdungen.
Die schwarz­grün regierte Stadt 
Frankfurt am Main kann seit 2004 
nicht mehr gegen die Umnutzung 
von Wohnungen in  Gewerberäume 
und den ungerechtfertigten Leer­
stand vorgehen, weil das Land Hes­
sen das Zweckentfremdungsver bot 
aufgehoben hat. „Politisch ignorant, 
ideologisch verblendet und von sach­
licher Unkenntnis geprägt“, nennt 
Wolfgang Hessenauer,  Vorsitzender 
des Hessischen Mieterbundes, die 
Entscheidung der  Landesregierung. 
Die drei im Deutschen  Mieterbund 
(DMB) organisierten Frankfurter 
Mietervereine fordern in einem ge­
meinsamen „Aufruf für eine aktive 
Wohnungspolitik“ den  Frankfurter 
Magistrat und die Parteien der 
Stadtversammlung auf, sich gegen­
über der Landesregierung für die 
„Aufhebung der Aufhebung des 
Zweckentfremdungsverbotes“ ein­
zusetzen.

Problem Nummer 3: 
Energetische 
Modernisierung
Steigende Energiepreise und Klima­
schutz machen die energetische Sa ­
nierung eines großen Teils der Wohn­
gebäude erforderlich. Dabei gibt es 
ein erhebliches Kostenproblem: Das 
Anbringen einer Wärmedämmung, 
der Austausch alter Fenster und die 
Installation einer effizienten Hei­
zungsanlage sind teuer. Durch die 
Modernisierungsumlage steigt die 
Grundmiete in aller Regel viel stärker 
als die Heiz­ und Betriebskosten sin­
ken. Mieter mit geringen Einkommen 
laufen Gefahr, durch die energeti­
sche Sanierung verdrängt zu wer­
den. Die bislang erfolglose Berliner 
MieterMagazin 6/2012
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Bundesratsinitiative, nach der nur 
noch neun statt bisher elf Prozent 
der Modernisierungskosten auf die 
Jahresmiete umgelegt werden sol­
len, würde das Problem auch nicht 
grundsätzlich lösen. Förderprogram­
me könnten hingegen die umlegba­
ren Kosten so weit senken, dass 
günstigstenfalls warmmietenneutral 
modernisiert werden kann. Die Bun­
desregierung setzt aber gerade bei 
diesen Fördermitteln den Rotstift an.
Die Städte können auf diesem Feld 
nicht allzu viel bewirken. Die Mög­
lichkeit, eigene Förderprogramme 
aufzulegen, hängt stark von der 
kommunalen Finanzkraft ab. Berlin 
stellt jährlich rund drei Millionen Eu­
ro an Fördermitteln für die energe­
tische Optimierung von Neubauten 
und Bestandsgebäuden zur Verfü­
gung. Verglichen mit den 45 Millio­
nen Euro, die Hamburg bereitstellt, 
ist das nichts. Gefördert wird  damit 
in der Hansestadt nur noch der stren­
ge Passivhausstandard. Auch Mün­
chen stellt mit knapp 14  Millionen 
Euro die Bundeshauptstadt in den 
Schatten. Die Stadt Frankfurt am 
Main plant ebenfalls, ein eigenes 
Programm aufzustellen. Die drei 
MieterMagazin 6/2012
Frankfurter DMB­Mietervereine 
fordern ein energetisches Moderni­
sierungsprogramm für jährlich drei 
Prozent des Wohnungsbestandes.
Die Möglichkeit, über den Mietspie­
gel Einfluss auf die energetische Sa­
nierung zu nehmen, ergreifen die 
Städte noch zu wenig. Der Berliner 
Mietspiegel, in dem seit 2009  gute 
Energieverbrauchskennwerte als 
wohnwerterhöhend und  schlechte 
Werte als wohnwertmindernd ge­
zählt werden, ist in diesem Zusam­
menhang auch eher vorbildlich für 
die anderen Kommunen. 
Frankfurt am Main hat 2010 eben­
falls energetische Merkmale in den 
Mietspiegel aufgenommen, aller­
dings sehr einseitig: Für eine Wär­
meschutzverglasung und einen mo ­
dernen Heizkessel gibt es Mietzu­
schläge, für einen schlechten ener­
getischen Zustand jedoch keine Ab­
züge. Die Mietspiegel von Hamburg 
und München lassen die Energieeffi­
zienz der Wohngebäude noch völlig 
außer acht. 

Problem Nummer 4: 
Umwandlung von Miet- 
in Eigentumswohnungen
Die Umwandlung von Mietwohnun­
gen in Einzeleigentum schreitet in 
Berlin Jahr für Jahr voran,  besonders 
in den attraktiven Lagen. In den Jah­
ren 2001 bis 2010 sind über 76 000 
Wohnungen umgewandelt worden 
– mehr als vier Prozent des gesamten 
Wohnungsbestandes. Diese Woh­
nungen werden aber in den meis­
ten Fällen nicht vom Käufer selbst 
genutzt, sondern als Kapitalanlage 
weiter vermietet. 
Den hohen Mietwohnungsanteil von 
85,8 Prozent hat der Trend der letz­
ten Jahre kaum gesenkt. Berlin bleibt 
also Mieterstadt. Problematisch ist 
der Umwandlungsboom dennoch, 
weil mit der Aufteilung eines Miets­
hauses in Einzeleigentum meist  eine 
Modernisierung einhergeht, die über 
das übliche Maß hinausgeht. Von 
aufwendigen Ausstattungen ver­
sprechen sich die meisten Wohnungs­
käufer eine bessere Rendite infolge 
einer höheren Miete. Entsprechend 
teurer wird es für die Mieter. 
Der Berliner Senat hat dem bisher 
nichts entgegengesetzt. In den 90er 
Jahren stand die große Koalition der 
Entwicklung sogar wohlwollend ge­
genüber, war doch die Erhöhung der 

Eigentümerquote ein erklärtes Ziel 
des CDU­geführten Senats. Mittler­
weile hat man die Problematik zu­
mindest erkannt. In ihrer Koalitions­
vereinbarung haben sich SPD und 
CDU darauf verständigt, die Mög­
lichkeit eines Umwandlungsverbots 
zu prüfen.
Diese Möglichkeit besteht seit 1998, 
als das Baugesetzbuch in diesem 
Punkt auf Betreiben Hamburgs ge­
ändert wurde. Seither können die 
Länder die Umwandlung von Miet­ 
in Eigentumswohnungen in Milieu­
schutzgebieten unter einen Geneh­

Mieter beobachten den Wohnungsmarkt– 
eine Aktion des Berliner Mietervereins

Zur Bewertung der wohnungspolitischen  Situation in 
Berlin steht derzeit nur wenig verlässliches aktuelles 
Daten material zur Verfügung. Deshalb hat sich der Ber­
liner Mieterverein entschlossen, eine Marktbeobach­
tung durchzuführen. Ziel der Aktion „IMMO WATCH 
– Mieter beobachten den Wohnungsmarkt“ ist es, die 
Erkenntnisse aus dem ausgewerteten Datenmaterial 
in Forderungen umzusetzen, die an die Berli ner Woh­
nungspolitik und den Berliner Senat zu  stellen sind. 
Die vier in diesem Titelthema des  MieterMagazin auf­
gezeigten Problemstellungen sind auch die vier Kom­
plexe, zu denen der Berliner Mieterverein seine Mit­
glie der befragt. Bitte beteiligen Sie sich an dieser Ak­
tion. Sie finden den Fragebogen auf den hinteren Um­
schlagseiten dieses MieterMagazin, ebenso im Internet 
unter www.berliner­mieterverein.de.

IMMOWATCH

F Große Unter-
schiede auch beim 
Einsatz kommu-
naler Mittel für 
die energetische
Sanierung von 
Wohngebäuden –
Hamburg: 45 Mil   -
lionen Euro, Mün-
chen: 14 Millonen, 
Berlin: 3 Mil lionen
17
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migungsvorbehalt stellen. Der Stadt­
staat Hamburg ist bisher das einzige 
Bundesland, das diese Möglichkeit 
ergriffen und eine Umwandlungs­
verordnung erlassen hat. In den Ge­
bieten der Sozialen Erhaltungsver­
ordnung – so wird der Milieuschutz 
in Hamburg genannt – konnte die 
Umwandlungstätigkeit fast völlig 
zurückgedrängt werden. Erst im Fe­

bruar wurden für die Stadtteile St. 
Pauli und St. Georg neue großflä­
chige Erhaltungsverordnungen samt 
Umwandlungsvorbehalt erlassen. 
Für das Schanzenviertel und das Ot­
tensener Osterkirchenviertel stehen 
solche Verordnungen unmittelbar 
bevor, weitere Gebiete in Altona, 
Eimsbüttel und Wilhelmsburg sind 
in der Vorbereitung. „Mit dem Er­
lass Sozialer Erhaltungsverordnun­
gen wenden wir ein bewährtes und 
wirksames Mittel an, um Bewohner 
in innenstadtnahen Bereichen vor 
Wohnungsaufwertungen und nach­
folgender Verdrängung zu schützen“, 
erklärt Stadtentwicklungssenatorin 
Jutta Blankau (SPD).
Die Stadt München hätte dieses In­
strument auch gern zur Verfügung, 
ist aber darauf angewiesen, dass der 
Freistaat Bayern den gesetzlichen 
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Hamburgs Stadt-
entwicklungs-
senatorin hat die 
Umwandlung per 
Verordnung in den 
Griff bekommen: 
„Milieuschutz 
ist ein probates 
Mittel gegen 
Verdrängung“: 
Jutta Blankau

Die Umwandlung 
von Miet- in Eigen-
tumswohnungen 
ist in allen Groß  -
städten ein be -
deutendes Pro-
blem: Hamburg 
hat es im Griff, 
München kämpft, 
Ber lin „prüft“ noch
18
Rahmen schafft. „Um die Gefahr 
der Gentrifizierung und deren Aus­
weitung auf weitere Münchner Stadt­
teile in den Griff zu bekommen, ist 
der Erlass einer Umwandlungsver­
ordnung und die Änderung der be­
stehenden Gesetze notwendig“, er ­
klärt Beatrix Zurek vom Mieterver ein 
München. Dies hat das Landespar­
lament im Dezember 2011 jedoch ab­
gelehnt. „Der Bayerische Landtag 
leistet der Entmietung, Gentrifi zie ­
 rung und dem Aufbrechen gewach­
sener Bevölkerungsstrukturen Vor­
schub“, kritisiert Alfred Poll, Vorsit­
zender des DMB­Landesverbandes 
Bayern. Die Staatsregierung lehnte 
den Vorstoß unter anderem ab, weil 
das Gesetz allein für die „Sonder­
situation“ in der Landeshauptstadt 
von Bedeutung wäre und man keine 
„Lex München“ schaffen wolle. Be­
atrix Zurek wider spricht: „Warum soll 
man die Anwendung nicht auf be­
stimmte Kommunen beschränken – 
den anderen schadet es ja nicht.“ 
Das seit 1996 rot­grün regierte Mün­
chen hat für 14 Gebiete mit 169 000 
Einwohnern einen Milieuschutz er­
lassen. Zur Abwehr von Umwand­
lungen nutzt die Stadt in diesen Ge­
bieten ersatzweise ihr Vorkaufsrecht 
bei Grundstücksverkäufen. Sie will 
damit nicht vorrangig in den Besitz 
der Häuser kommen, sondern die 
Käufer auf die Ziele des Milieuschut­
zes verpflichten. Käufer können den 
Vorkauf der Stadt vermeiden, wenn 
sie in einer Abwendungserklärung 
zusagen, eine Umwandlung in Eigen­
tumswohnungen sowie überzogene 
Modernisierungsmaßnahmen für die 
Dauer von maximal zehn Jahren zu 
unterlassen. 
Ähnlich sieht es in Frankfurt am Main 
aus. Auch das Land Hessen ermög­
licht seinen Städten nicht, gegen Um­
wandlungen vorzugehen. In Frank­
furt gibt es nur acht teils sehr kleine 
Milieuschutzgebiete.
Als Stadtstaat hat Berlin es wie Ham­
burg in der eigenen Hand, eine Um ­
wandlungsverordnung zu  erlassen. 
Der Wille dazu ist aber nicht sehr 
ausgeprägt: „Für Gebiete mit  einer 
hohen Fluktuation, hohem Mietni­
veau und einer  durchschnittlichen 
bis guten Wohnungsausstattung 
würde eine pauschale Umwand­
lungsverordnung nicht die gewünsch­
ten Effekte erzielen“,  antwortete 

Stadtentwicklungs­
Staatssekretär Eph­
raim Gothe im März 
auf eine Anfrage der 
 Linken­Abgeordneten 
Katrin Lompscher. Das 
Thema Milieuschutz 
überlässt der Senat 
ganz den Bezirken, 
die sich in sehr un­
terschiedlichem Ma­
ße dafür en ga gieren. 
Von den 18 Berliner 
Milieu schutzgebieten 
liegen elf in Pankow 

und sechs in Friedrichshain­Kreuz­
berg, ansonsten hat nur Mitte noch 
ein solches Gebiet ausgewiesen. Ins­
gesamt leben 162 000 Berliner unter 
Milieuschutz.

Fazit: Der Blick über den Tellerrand 
zeigt, dass Berlin viel mehr tun könn ­
te, um die Mietpreisspirale zu brem­
sen. Der klamme Landeshaushalt 
kann dabei nicht als  Entschuldigung 
für das Nichtstun herhalten.  Intel  ­
li gente Lösungen sind auch ohne viel 
Geld möglich. Die Bemühungen des 
Se nats, über den Bundesrat eine Än­
derung des Mietrechts zu  erreichen, 
sind kein Ersatz für eigenes Handeln. 
Als Bundesland ist Berlin nicht von 
den Entscheidungen einer Landes­
regierung abhängig, sondern im Ge­
gensatz zu fast allen anderen Städ ­
ten in der komfortablen Lage, sich 
selbst Landesgesetze geben zu kön­
nen. Im Interesse der Mieter sollte 
die Hauptstadt diese wie auch ande­
re ungenutzte Möglichkeiten ergrei­
fen.                          Jens Sethmann
MieterMagazin 6/2012



hswerte 
omabrechnung bekommen hat, wird 
er geworden ist. hintergrund ist 

das den Stromanbietern zusätzliche 
e abrechnungen, so das Ziel, sollen 
en die möglichkeit geben, seinen ei-

u vergleichen. Doch gutgemeint ist 
en zeigen. 

Hintergrund
Stromabrechnungen

ungleiche Vergleic
Wer in den letzten Wochen seine Str
bemerkt haben, dass sie ausführlich
das neue energiewirtschaftsgesetz, 
Infor mationspflichten auferlegt. Di
transparenter werden und dem Kund
genen Verbrauch mit dem anderer z
nicht immer gut, wie erste erfahrung

Nach der neuen Regelung sind die 
Stromlieferanten bei Privatkunden 
verpflichtet, mit Hilfe von Grafiken 
darzustellen, wie sich der eigene Jah-
resverbrauch zum Verbrauch von 
Ver gleichskundengruppen verhält. 
Der Kunde soll also erkennen, ob er 
ungewöhnlich viel verbraucht – und 
somit zum Sparen angeregt  werden. 
Die meisten Kunden des Stroman-
bieters Vattenfall müssen sich da 
keine Sorgen machen –  zumindest 
wenn sie den Angaben auf ihrer 
Rechnung Glauben schenken. Als 
durchschnittlicher Jahresstromver-

L Schlichtungs-
stelle Energie e.V., 
Friedrichstr. 133, 
10117 Berlin, 
S 27 57 24 00,
www.schlichtungs 
stelle-energie.de

Die Abrechnun- E
gen des Berliner 
Grundversorgers 

nennen einen 
außerordentlich 

hohen Vergleichs-
Verbrauch
MieterMagazin 6/2012
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brauch für einen Single-Haushalt 
werden dort 2050 Kilowattstunden 
(KWh) angegeben, für einen Zwei-
personenhaushalt sind es 3440 KWh. 
Diese Zahlen verwundern, denn im 
Allgemeinen wird von einem sehr viel 
niedrigeren Verbrauch ausgegangen.
 
Woher kommen die Daten?

So nennt der Öko stromanbieter 
„Lichtblick“ einen durchschnittlichen 
Jahresverbrauch von 1500 KWh für 
einen Einpersonenhaushalt bezie-
hungsweise 2500 KWh für  einen 
Zweipersonenhaushalt. Diese Durch-
schnittswerte legt auch der „Bund 
der Energieverbraucher“ zugrunde. 
Kunden der „FlexStrom AG“ erfah-
ren, dass ein Verbrauch von 1230 
KWh für einen Single-Haushalt „gut“ 
ist, 1845 KWh „hoch“ und 2460 
KWh „viel zu hoch“. 
Wie kommt es zu diesen unterschied-
lichen Werten? Aus datenschutzrecht-
lichen Gründen haben die Unterneh-
men keine eigenen Informationen 
über die Haushaltsgröße ihrer Kun-
den. Bei Vattenfall stützt man sich 
auf eine Erhebung des „Bundesver-
bands der Energie- und Wasserwirt-
schaft“ (BDEW). Unklar bleibt, auf 
welcher Datengrundlage diese Er-
hebung beruht. Der Sprecher vom 
BDEW verweist lediglich auf einen 
„Musterhaushalt“. Nach Angaben 
von FlexStrom stammen die verwen-
deten Zahlen aus dem entsprechen-
den Gesetzentwurf. In der Tat ent-
hält die entsprechende Bundestags-
drucksache eine Beispieltabelle mit 
identischen Vergleichszahlen. Ver-
bindlich sei dieses Muster  allerdings 
nicht, erklärt die Sprecherin des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und 
Technologie, Dr. Ann-Christin Wie-
gemann. Insofern stellt sich die Fra-
ge, warum man den Energieversor-
gern überlässt, welche Vergleichs-
werte sie angeben. 
„Aktuell werden verschiedene Da-
tenquellen zu dieser äußerst komple-
xen Materie eruiert und ausgewer-
tet“, so die Sprecherin. Derzeit wer-
de ein Leitfaden zur Kundenrechnung 
erarbeitet, mit dem auch eine ein-
heitliche Grafik zur Darstellung des 
Verbrauchsverhaltens empfohlen 
werden soll.
Birgit Leiß 
Was muss die Stromrechnung beinhalten? 
Seit 1. Februar 2012 muss jede Stromrechnung die gel-
tenden Preise, die Zählernummer sowie die Kündi-
gungsfristen enthalten. Der aktuelle Stromverbrauch 
sowie der Vorjahresverbrauch und die Vergleichskun-
dengruppe – sprich der durchschnittliche Verbrauch 
– müssen grafisch dargestellt werden. Außerdem muss 
der Anteil der einzelnen Energieträger (Kernkraft,  Kohle, 
Erdgas und sonstige fossile Energieträger) aufgelistet 
werden. Auch der Wechsel des Anbieters wird deut-
lich erleichtert. Sobald der neue Versorger seinen Kun-
den beim örtlichen Netzbetreiber angemeldet hat, darf 
es maximal drei Wochen dauern, bis der Wechsel voll-
zogen ist. Es muss auch nicht mehr wie bisher zum Mo-
natsersten sein. Eine weitere verbraucherfreundliche 
Neuerung: Die Rechnung muss spätestens sechs Wo-
chen nach Ende des Abrechnungszeitraums oder nach 
Ende des Lieferbezugs beim Verbraucher eintreffen.
Zudem muss auf die neu eingerichtete Schlichtungs-
stelle Energie hingewiesen werden. Hier können sich 
Kunden hinwenden, die Ärger mit ihrem Energiever-
sorger haben. Nach dem Energiewirtschaftsgesetz sind 
Energieversorgungsunternehmen und Messdienstleister 
verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern, ins-
besondere zum Vertragsschluss oder zur Qualität von 
Leistungen des Unternehmens, innerhalb von vier Wo-
chen zu bearbeiten. Wird der Beschwerde nicht abge-
holfen, muss das Unternehmen dies schriftlich begrün-
den.                                                                          bl
19
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Hintergrund

en Kinderwagen
oder den Rollator eines Familienmit­
pen hochträgt, weil im Flur keine si­

n oder ganz einfach kein Platz ist, hat 
Minigarage zur sicheren Unterbrin­
 lösung: eine verschließbare box im 
Abstellboxen

Privatgarage für d
Wer ständig seinen Kinderwagen 
glieds oder nachbarn mehrere trep
chere Abstellmöglichkeit vorhande
sich bestimmt schon mal eine Art 
gung des Gefährts gewünscht. Die
unmittelbaren Wohnumfeld.

Als Madeleine und Volker M. im 
Oktober 2011 in eine größere Woh­
nung in der Kreuzberger Oranien­
straße zogen, weil sich ihre  Familie 
um den kleinen Emilian erweitert 
hatte, bot ihnen ihr Vermieter  eine 
Box an, die  ihnen das Tragen des 
Kinderwagens in den vierten Stock 
oder in den Keller erspart und  eine 
sichere Unterbringung garantiert. 
Der Service ist dem Ehepaar die 10 
Euro Miete im Monat wert. Auch 
Kindersitz, Spielzeug und Laufrad 

L Weitere 
Informationen:
Kiwabo UG, 
Mittenwalder 
Straße 6, 
10981 Berlin, 
S 20237427-0, 
Fax 20237427-9, 
kepper@
kiwabo.com, 
www.kiwabo.com

Eine Box im Hof E
erspart Eltern 

viel Schlepperei
20
finden inzwischen hier Platz. Die 
verschließbare Box steht auf dem 
Hof, direkt neben dem Hausdurch­
gang. Ihr Vermieter hat im vergan­
genen Jahr eine  größere Anzahl der 
Behältnisse gekauft – im Dut zend 
sind sie schließlich billiger. Auch äl­
tere Mieter nutzen sie gern, zum 
Beispiel, um ihren Rollator oder Roll­
stuhl sicher zu „parken“.
Als Christopher Weide vor vier Jah­
ren Vater wurde, nervte es ihn, den 
Kinderwagen immer in den dritten 
Stock zu schleppen. Er erfand die 
Kinderwagenbox („Kiwabo“). Für 
etwa 600 Euro sind sie  mittlerweile 
auch privat zu ordern. Sie werden 
fertig montiert geliefert. Vor einer 
privaten Aufstellung ist allerdings 
unbedingt die Genehmigung des 
Vermieters einzuholen.
Außer der normalen Box ist – zum 
Preis von circa 720 Euro – für Zwil­
lingskinderwagen, Fahrradanhänger 
und größere Rollstühle auch eine 
XL­Box im Angebot. Sie wird vor­
montiert angeliefert und vor Ort 
von einer Fachfirma aufgebaut. Bei­
de Boxen bestehen aus verzinktem 
Stahlblech und 11­lagigem Birken­
holz und werden in den Berliner 
Werkstätten für Behinderte in Neu­
kölln gefertigt. 
Das Wohnungsunternehmen Howo­
ge hat im vergangenen Jahr den Be ­
darf an solchen Boxen geprüft. In­
zwischen sind bereits etwa 90 der 
Kis ten im Einsatz. Bedürftige erhal­
ten sie kostenlos, ansonsten  werden 
5 Euro im Monat fällig. Howoge­
Mitarbeiterin Jacqueline Tartler: „Si­
cherer Verstauraum, wohnungsnah, 
praktisch – das sind die Vorteile, die 
Mieter an der Lösung schätzen.“ 
Die Charlottenburger Baugenossen­
schaft eG bietet die Boxen bereits 
seit 2010 an, vor allem in Spandau 
und Reinickendorf. Schon bei der 
Sanierung der Gebäude werden ent­
sprechende Aufstellplätze vorgese­
hen. 27 Boxen sind zurzeit im Ein­
satz, die XL­Boxen sind  insbesondere 
bei Rollstuhlfahrern gefragt.  Eveline 

eine Idee setzt sich durch

Steuer von der „Charlotte“: „Der Ser­
vice wird immer stärker in Anspruch 
genommen.“ Der Wohnungsbau­
Verein Neukölln eG hat im April 2011 
ein Pilotprojekt gestartet, jetzt ste­
hen bereits 27 Boxen, davon vier 
XL­Versionen. Jörg Schaller vom Ser ­
viceteam: „In den nächsten Mona­
ten werden wir auch in unseren an­
deren Wohnanlagen außerhalb von 
Neukölln mit dem Aufstellen be gin­
nen.“ Die Berliner Bau­ und Woh­
nungsgenossenschaft von 1892 eG 
stellt die Boxen sogar unentgeltlich 
zur Verfügung. Die GSW Immobilien 
AG hat drei Boxen aufgestellt, Spre­
cher Christoph Wilhelm: „Wir sind 
optimistisch, dass es im Laufe des 
Jahres mehr werden.“ 
Schließlich haben die Abstellbehäl­
ter auch für den Vermieter  konkrete 
Vorteile: Durch den Wegfall des 
Hin auf­ und Hinuntertragens der 
Kinderwagen und sperrigen  Gehhil ­
fen werden auch Schäden im Trep­
penhaus minimiert. Flucht­ und Ret­
tungs wege werden nicht mehr durch 
diese abgestellten Gegenstände ver­
sperrt. „Die Renovierungskosten 
sin ken, und die Sicherheit nimmt für 
alle Mieter zu“, so Thomas Rücker, 
Pressesprecher der GSW.
Rainer Bratfisch
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not macht erfinderisch
Wie so oft entstand auch die Idee der Kinderwagenbox 
„kiwabo“ aus eigener Betroffenheit des Erfinders. Nach 
einigen Monaten des Tüftelns und Probierens war der 
erste kiwabo­Prototyp zusammengeschraubt und im 
Hinterhof aufgestellt – die Hausverwaltung fand die 
Lösung super. Die Vorteile – nicht schleppen, kein Är­
ger mehr mit Nachbarn – waren gleich spürbar, weite­
re wurden noch offensichtlich: zum Beispiel Schutz vor 
Diebstahl und extra Stauraum für Buddelzeug, Dreirad, 
Regenschutz, gesammelte Stöckchen und Blätter und 
und und … die kiwabo bewährte sich vom ersten Mo­
ment an. 
Christopher Weide, Erfinder der Kinderwagenbox
MieterMagazin 6/2012
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stADtentWIcKlUnGssenAtoR zU GAst beIM MIeteRveReIn

Überraschend neuer ton
Michael Müller ist zu besuch. Die Delegiertenversammlung des berliner 
Mietervereins empfängt den senator für stadtentwicklung und Umwelt 
vor vollem Haus im Dachgeschoss des tagungshauses Palisade in Fried­
richshain. Der turnusmäßige Antrittsbesuch des neuen „bausenators“ – 
wie man ihn in alten zeiten nannte – gehört für berlins größte Mieter­
organisation zur Routine. Aber ein verwaistes 30­seiten­Manuskript am 
Platz, ein frei redender Politiker und eine kaum zu bewältigende Flut 
von Redebeiträgen steckten den Rahmen für eine politische Debatte der 
wohltuend anderen Art ab. 

„Die Privatisie- E
rung der kommu-
nalen Wohnungs-
bestände war ein 

Fehler“: SPD-
Senator Michael 

Müller vor der 
BMV-Delegier-

tenversammlung
Der Mietervereinsvorsitzende Edwin 
Massalsky hatte den Senator mit der 
kritischen Anmerkung eingeführt, 
dessen Partei und der SPD­geführte 
Vorgängersenat habe durch eine ge­
schönte Einschätzung der Lage am 
Berliner Wohnungsmarkt und eine 
viel zu späte Korrektur die heutige 
Anspannung und Misere mit verur­
sacht. Offener Widerspruch blieb 
aus, der Senator relativierte ledig­
lich, dass man es auf dem Territori­
um Berlins mit zwölf Städten und 
ebenso vielen verschiedenen Pro­
blemlagen zu tun habe. Immerhin 
bekannte Müller, dass es 
die jahrelang behaupteten 
100 000 leeren und am 
Markt verfügbaren Woh­
nungen in Berlin „nicht 
mehr“ gebe. 

Was die Decke- E
lung der Neuver-

tragsmieten be trifft, 
waren die BMV-

Vertreter mit dem 
Senator uneins
MieterMagazin 6/2012
Es folgte eine Bilanz der Koalitions­
vereinbarung zum Bereich Wohnen, 
die für die gut informierten Mieter­
aktivisten nicht in allen Punkten neu, 
aber im Ton bisweilen überraschend 
ehrlich ausfiel. „Es wird keine Priva­
tisierung mehr geben. Was war, war 
ein Fehler“ – so der beklatschte Kom­
 mentar zum Verkauf städtischer Woh­
nungen. Die Marktmacht der kom­
munalen Wohnungsunternehmen 
mit ihrem geschrumpften Bestand 
von 270 000 Wohnungen sei zwar 
gemessen an 1,6 Millionen Berliner 
Mietwohnungen „überschaubar“, 

aber man sei entschlossen, sie zu 
nutzen. Er werde, so Michael Müller, 
darauf dringen, dass bei Modernisie­
rungen und Mieterhöhungen die Be­
lastungsgrenzen der Mieter im Au ­
ge behalten werden. 

Kein Grund zur verzagtheit

Als „spektakulär“ bewertete Müller 
die im Koalitionsvertrag  enthaltene 
Selbstverpflichtung, die Vergabe 
landeseigener Liegenschaften nicht 
mehr nach rein finanz­, sondern 
auch nach stadtentwicklungspoliti­
schen Maßstäben vorzunehmen. 
Wer baut, solle ab sichern, dass 20 
bis 30 Prozent der neu erstellten 
Wohnungen zu bezahlbaren Miet­
preisen entstehen. 
Die neue, vom Mieterverein seit 
langem eingeklagte Verordnung 
zum Verbot von Zweckentfremdung 
werde man liefern, aber sie sei nur 
realistisch für Teilgebiete. 
Die politische Offenheit des Sena­
tors hatte aber ein Ende, als es um 
die zahlreich vorgetragenen Forde­
rungen nach Begrenzung der Wie­
dervermie tungsmieten ging. Müller 
blieb bei den bekannten  Elementen 
der Berliner Mietrechtsinitiative und 
gab zu bedenken, dass sich die Un ­
 terstützung selbst dafür „bei poten­
ziellen Bündnispartnern, etwa in 
Hamburg, in Grenzen hält“.  Reiner 
Wild, der Geschäftsführer des Berli­
ner Mietervereins, konterte die be ­
 kundete Verzagtheit mit dem Hin­
weis, dass man in dieser Angelegen­
heit doch schon sehr viel weiter sei, 
als Müller dargestellt habe. In Ham­
burg und selbst in der Bundestags­
fraktion gebe es bei der SPD Ver­
bündete, die sich für eine  Initiative 
inklusive Begrenzung der Wieder­
vertragsmieten stark machen wür­
den. Ein Redner wies auf die zu die­
sem Thema kürzlich geführte Debat­
te im Nachbarland Frankreich hin. 
Als die erschöpften Delegierten um 
23 Uhr aus dem Saal strömten, wa­
ren erwartungsgemäß viele Wün­
sche offen. Doch den Äußerungen 
nach hatten die Versammlungs teil­
nehmer das Gefühl, einem ernsthaf­
ten und ehrlichen Streit beigewohnt 
zu haben – in Zeiten der allgemeinen 
Politikverdrossenheit ist das für ei­
nen Politiker mehr als nur ein Kom­
pliment. 
ah 
Wie man es auch sagt ...
„Es gibt kein Recht aufs Wohnen im Ze n­
trum“, hatte Klaus Wowereit in der Debat­
te über Aufwertung, Verdrängung und explodierende 
Innenstadtmieten gesagt. Danach gefragt, wie er die­
se Aussage seines Chefs bewerte, antwortete Mi chael 
Müller: „Ich hätte das so nicht gesagt.“ Er sei gegen 
Verdrängung. Aber: „Nicht jeder Umzug ist Verdrän­
gung.“ Wohl wahr, doch die folgenden Redebeiträge 
von Mietervereins­Delegierten stellten klar, was die ei­
gentlichen Probleme sind: der erzwungene Exodus von 
ALG­II­Empfängern an den Stadtrand, teure Moder­
nisierungen, der rasante Anstieg bei Umwandlungen 
von Miet­ in Ei gen tumswohnungen und vor allem die 
unbezahlbaren Angebotsmieten für freie Wohnungen. 
Wenn zuzie hende Neu­ und wohnungssuchen de Alt­
Berliner sich auch bei norma len Einkommen die Mieten 
in attraktiven Stadtgebieten nicht mehr leisten können, 
kann man sich über Begriffe streiten – die Sachverhalte 
sind aber klar.                                                           ah
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Hintergrund
Hartz-IV-WoHnkosten 

Hunderttausend Mal teurer als erlaubt 
Die seit 1. Mai geltenden neuen Mietrichtwerte für Bezieher von arbeits-
losengeld (aLG) II haben die situation der Betroffenen kaum verbessert. 
auch nach der erhöhung überschreitet fast ein Viertel der Mieten die vom 
Jobcenter übernommenen Höchstgrenzen. Das ergibt eine vom  Berliner 
Mieterverein (BMV) vorgelegte studie. Insgesamt, so heißt es beim BMV, 
sei das senatskonzept nicht schlüssig und treibe die spaltung der stadt 
in arm und reich weiter voran. 
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Nachdem der Senat Anfang April die 
neue Wohnaufwendungsverordnung 
(WAV) vorgelegt hatte, waren sich 
Sozialverbände und Mieterorganisa­
tionen schnell einig: Die neuen Richt­
werte sind unzureichend und hinken 
der Entwicklung auf dem Wohnungs­
markt hoffnungslos hinterher. 
Beim Berliner Mieterverein (BMV) 
wollte man es genauer wissen und 
gab beim Forschungsinstitut „To­
pos“ eine repräsentative Studie in 
Auftrag. Auf der Basis von 954 Da­
tensätzen aus den Bezirken Fried­
richshain­Kreuzberg, Lichtenberg, 
Mitte, Neukölln und Pankow  wurde 
die Wohn­ und Mietsituation von 
Hartz­IV­Empfängern untersucht. 
Das Ergebnis: 31 Prozent der Be­
darfsgemeinschaften liegen über 
den geltenden Mittelwerten, 25,8 
Prozent sogar über den Höchstwer­
ten. Dazu muss man wissen, dass 
es nach der neuen Regelung keine 
einheitlichen Miethöchstwerte mehr 
gibt, sondern die Werte nach Hei­
zungsart und Gebäudegröße gestaf­
felt sind.
Hochgerechnet auf die insgesamt 
rund 320 000 Bedarfsgemeinschaf­
ten in Berlin bedeutet dies, dass et­
wa 95 000 Haushalte über den fest­
gelegten Mittelwerten liegen. Selbst 
wenn man berücksichtigt, dass bei 
bestimmten Härtegründen wie 
Krankheit, langer Wohndauer oder 
Schwangerschaft die  Richtwer te 
um 10 Prozent überschritten wer­
den dürfen, zahlen immerhin noch 
72 000 oder 23,3 Prozent aller Be­
darfsgemeinschaften zu hohe Mie­
ten. Dazu kommen noch rund 9000 
ALG­II­Haushalte, die mit ihrer Mie­
te zwar innerhalb der Angemessen­
heitsgrenze liegen, die aber über­
höhte Quadratmeterpreise zahlen. 
Auch dazu hat die WAV bestimmte 
Kappungsgrenzen festgelegt. Somit 
zahlen in den untersuchten inner­
städtischen Quartieren 26,3 Prozent 

keine nennenswerte 
Verbesserung

aller Bedarfsgemeinschaften Mieten, 
die über den Richtwerten liegen. Un­
ter Berücksichtigung eines Abzugs 
wegen der überdurchschnittlich ho­
hen Mieten in der Innenstadt ergibt 
sich nach der Topos­Studie folgen­
des Ergebnis: etwa 70 000 oder 23,3 
Prozent aller Bedarfsgemeinschaften 
in Berlin haben eine Miete, die vom 
Jobcenter nicht akzeptiert wird. 
Gegenüber der alten „Ausführungs­
vorschrift Wohnen“ ist das nur  eine 
geringfügige Verbesserung. Ende 
2011 lagen nach Angaben der Se­
natsverwaltung für Soziales 32,2 
Prozent der Hartz­IV­Haushalte über 
den damals gültigen Richtwerten. 
Für die Betroffenen bedeutet das, 
dass sie einen Teil der Miete aus ei­
gener Tasche zahlen müssen – und 
sich dabei nicht selten verschulden 
– oder vom Amt zum Umzug aufge­
fordert werden. „Die Sparpolitik des 
Berliner Senats wird auf dem Rücken 
der wirtschaftlich Schwächsten aus­
getragen“, kommentierte BMV­Ge­
schäftsführer Reiner Wild die neue 
Rechtsverordnung.
Nun stellt sich die Frage, wie Sozial­
senator Mario Czaja (CDU) die neuen 
Richtwerte ermittelt hat. Beim Berli­
ner Mieterverein hält man die ver­
wendete Datengrundlage aus meh­
reren Gründen für unzureichend. 
Zwar sei die Bezugnahme auf den 
Mietspiegel grundsätzlich  korrekt. 
Dass jedoch weder die Mieten aus 
dem Sozialen Wohnungsbau noch 
aktuelle Angebotsmieten oder die 
Miethöhen nach Modernisierung 
berücksichtigt wurden, sei nicht 
nachvollziehbar. Zudem sind die 
Mietspiegeldaten durch die zeitliche 
richtwerte der Verordnung und Vorschlag des Berliner Mietervereins (BMV) 
Bedarfs­ Bisheriger Neue Richtwerte  BMV­Vorschlag
gemeinschaft  Richtwert  (Unter­ und Obergrenze,  Bruttowarm­
  (Bruttowarm­ differenziert nach Energieträger miete in €
  miete in €) und Gebäudegröße in €)  monatlich

   Heizöl Erdgas Fernwärme

1 Person 378 387/398 380/389 396/408 450
2 Personen 444  465/477 456/467 475/489 490
3 Personen 542  577/593 566/579 590/608 615
4 Personen 619  654/672 641/657 669/689 698
5 Personen 705 739/756 739/756 770/793 796
MieterMagazin 6/2012



Protestveranstal-
tung des Arbeits-
losenverbandes 
mit dem Berliner 
Mieterverein 
Anfang Mai vor 
dem Jobcenter
Verzögerung bereits veraltet und 
geben die explosionsartig angestie­
genen Mieten der letzten Jahre nicht 
wieder. Noch entscheidender aber 
ist, dass ausschließlich die  „einfache 
Wohnlage“ gemäß Mietspiegel be­
rücksichtigt wurde. Das entspricht 
nicht der gesetzlichen Vorgabe, die 
auf „einfachen Standard“ abhebt, 
kritisiert BMV­Geschäftsführer Wild: 
„ALG­II­Bezieher wohnen auch in 
mittlerer und vereinzelt auch in gu­
ter Wohnlage, die  Wohnsituation 
wird daher nicht schlüssig abgebil­
det.“ Dazu kommt, dass gerade in 
einfacher Wohnlage nicht ausrei­
chend Wohnraum für bedürftige 
Haushalte zur Verfügung steht, wie 
es auch in einer gemeinsamen Erklä­
rung vom Verband Berlin­Branden­
burgischer Wohnungsunternehmen 
(BBU) und der Landesarmutskonfe­
renz Berlin heißt. 

Deutlich höherer 
Verwaltungsaufwand

Sigmar Gude von Topos hat ausge­
rechnet, dass nach dieser Logik fast 
zwei von drei Wohnungen unter 50 
Quadratmetern von Hartz­IV­Emp­
fängern belegt sein müssten. Insge­
samt gibt es nämlich nur 323 000 
MieterMagazin 6/2012
solcher Wohnungen in Berlin, aber 
rund 250 000 Bedarfsgemeinschaf­
ten aus ein oder zwei Personen. „Es 
ist absolut lebensfremd zu glauben, 
dass die Wohnungen in dieser Größe 
Hartz­IV­Empfängern in ausreichen­
dem Maß zur Verfügung stehen“, so 
Gude. Schließlich gibt es auch noch 
Studenten, Rentner und andere Ein­
kommensschwache, die in dieses 
Segment drängen. 
Auch die angesetzten Heizkosten 
hält man beim Mieterverein für we­
nig realistisch: „Es wurde auf Pau­
schalwerte abgestellt, die nicht regio­
nal erhoben sind und die keinerlei 
Contracting­Kosten enthalten“, be­
mängelt Reiner Wild. Sein Fazit: Die 
neue Verordnung sei nicht rechts­
sicher und nötige den Jobcentern 
komplizierte und langwierige An­
tragsbearbeitungen auf. Das ist be­
sonders absurd, weil die bisherige 
„AV Wohnen“ auch deshalb durch 
eine neue Rechtsverordnung abge­
löst werden sollte, um die Rechtsi­
cherheit zu erhöhen und die Klage­
flut beim Sozialgericht einzudäm­
men. 
Beim BMV fordert man daher eine 
Erhöhung der Richtwerte. Zudem 
soll es für ALG­II­Bezieher, die – aus 
welchen Gründen auch immer – um­
ziehen müssen, einen Zuschlag ge­
ben. Angesichts dramatisch gestie­
gener Neuvertragsmieten hätten sie 
sonst keinerlei Chancen, eine Woh­
nung zu finden. Nicht zuletzt will 
der Berliner Mieterverein verhindern, 
dass Hartz­IV­Haushalte wegen ei­
ner energetischen Modernisierung 
umziehen müssen. Daher soll es au­
ßerdem einen Klimabonus geben. Je 
höher die Energieeinsparung, des­
to höher der Bonus, der den Betrof­
fenen zugestanden wird. Für ein sol­
ches Sofortprogramm wären Mehr­
kosten in Höhe von  schätzungsweise 
25 Millionen Euro fällig – es  wären 
aber auch deutlich weniger  Kosten 
für die Unterbringung von Woh­
nungslosen erforderlich. 
Birgit Leiß 
Wohnungsversorgung im Vergleich
Hartz IV­Haushalte wohnen schlechter als der Durch­
schnitt der Bevölkerung, hat die Topos­Studie heraus­
gefunden. Sie haben weniger Fläche zur Verfügung 
und ihre Wohnungen sind schlechter ausgestattet. 
„Der Zwang zum Sparen hat dazu geführt, dass deut­
lich mehr Haushalte als in der übrigen Bevölkerung in 
überbelegten Wohnungen leben müssen“, bewertet 
Sigmar Gude von Topos die Ergebnisse. Gravierend 
über belegt wohnen circa 16 000 ALG­II­Haushalte. 
Das sind fast ausschließlich Familien, in denen dann die 
Kin der entweder keinen eigenen Raum haben oder sich 
drei Kinder einen Raum teilen müssen. Die Miete ist 
bei gleicher Ausstattungsqualität etwas geringer als im 
Durchschnitt. Gude dazu: „Diese Familien sind offen­
sichtlich bemüht, eine möglichst billige Wohnung an­
zumieten, wenn es möglich ist.“ Die warmen Betriebs­
kosten sind dagegen etwas höher. Das kann am höhe­
ren Verbrauch – Arbeitslose sind häufiger zu Hause – 
oder am schlechteren Zustand des Hauses liegen.    bl

eckdaten der Wohnungsversorgung im Vergleich

 Hartz IV­  Alle 
 Haushalte Haushalte

m² pro Person 31,7 m² 37,9 m²
Anteil Vollstandard 84 % 90 %
m² pro Wohnung 59,7 m² 72,7 m²
Überbelegung 18 % 8 %
Gravierende Überbelegung 5 % 1 %
Miete (nettokalt)/m² 4,88 € 5,23 €
Vollstandard (nettokalt)/m² 5,05 € 5,35 €
Kalte Betriebskosten/m² 1,38 € 1,33 €
Heizkosten 1,07 € 0,98 €
Miete (bruttowarm) 
pro Wohnung 436 € 547 €
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Wissenschaft und Politik diskutieren stadtentWicklung 

ganz gemächlich in die Zukunft
das Berlin des 21. Jahrhunderts hat eine frage. „Wie wollt ihr hier leben?“ 
will es wissen. nur kann es kaum jemand hören. eine stadt spricht nicht. 
sie braucht freiwillige, die ihr eine stimme leihen. aber davon gibt es 
nicht viele. einer der wenigen ist aljoscha hofmann, ein architekt, der 
mit cordelia Polinna, Professorin für architektursoziologie, und zwei 
weiteren kolleginnen die initiative „think Berl!n“ gegründet hat. als er 
sich 2011 vor der senatswahl die Wahlprogramme anschaute, musste er 
fest stellen, dass es dort kaum ideen zur stadtentwicklung gab. „eine ge-
wisse Visionslosigkeit“, sagt er, habe er wahrgenommen. es entstand die 
idee, den Visionen auf die sprünge zu helfen. 

Wer sitzt am Tisch, 
wenn über die 
Berliner Stadt-
entwicklung der 
Zukunft entschie-
den wird? (hier: 
Flughafen Tegel)
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Kürzlich rief „think Berl!n“ eine Ver­
anstaltungsreihe aus, die Wissen­
schaftler mit Politikern zusammen­
bringen will, um einen Dialog der 
Ideen anzustiften. Unter dem Motto 
„Stadtpolitik trifft Stadtforschung“ 
versammelten sich Vertreter der 
Fraktionen aus dem Berliner Abge­
ordnetenhaus und  Wissenschaftler 
der Technischen Universität (TU) 
zum Gedankenaustausch. Die erste 
Erkenntnis des Abends: Das Thema 
interessiert – der Vorlesungssaal war 
mit knapp 250 Zuhörern gut besetzt. 
Die zweite Erkenntnis: Berlin hat kei­
nen Masterplan, wie es ihn etwa in 
London gibt. Und auch kaum Pläne 
für einen Plan.
Und deshalb gehen die Wissenschaft­
ler in die Offen sive. In  kurzen Vor­
trägen skizzieren sie ein  Ber lin, das 
sich seiner Zukunft stellt. Sie spre­
chen von der Hauptstadt der Ener­
giewende. „Berlin könnte beispiel­
gebend werden“, sagt da etwa Ha­
rald Bodenschatz vom Center for 
Metropolitan  Studies der TU. Und 
sie schwärmen von ver netztem Den­
ken, von einem, das den Stadtum­
bau als Gesamtentwicklung sieht, 
nicht als eines, das aus vonein ander 
isolierten Großprojekten besteht. Sie 
fordern einen neuen Stadtentwick­
lungsplan, der im öffentlichen Dia­
log entwickelt werden soll und  eine 
Bauausstellung, die Berlin wieder zur 
Hauptstadt der Bauausstellungen 
machen wird. 
Dabei haben sie nicht nur  Visionen 
eines modernen Berlin, sie  haben 
auch eine Idee, wie diese  umgesetzt 
werden könnten. Eine „urban task 
force“ soll her, eine Arbeitsgruppe, 
die „bezirks­ und senatsübergrei­
fend“, wie Cordelia Polinna es be­
schreibt, „Experten an einen Tisch 
bringt“ – als Plattform, die es ver­
steht, schwierige  Stadtgebiete zu­
kunftsfähig umzubauen. Die Politi­
ker aber, sie wollen an diesem 
Abend nicht mitgehen.

„Zu ambitioniert“

Als größter Visionär tut sich da noch 
Ephraim Gothe (SPD) hervor, Staats­
sekretär in der Stadtentwicklungs­
verwaltung. Er spricht von einem 
Gesamtentwicklungskonzept 2030, 
das bis 2016 vorliegen soll, mit dem 
Thema Wohnen als „besonderer 
Prio rität“. Ein Konzept. Kein Plan.
Für diesen Blick nach vorn wird er 
von der wohnungspolitischen Spre­
cherin der Linken, Katrin Lompscher, 
gleich gerügt. Berlin sei viel zu arm. 
Man solle sich auf die wichtigsten 
Themen konzentrieren: Demografi­
scher Wan del und sozialer Zusam­
menhalt. 
Ähnliche Einwände formuliert auch 
Antje Kapert von den Grünen. Finan­
ziell wie personell habe Schwarz­Rot 
viel zu wenig Ressourcen für seine 
Pläne, sagt sie. Sie vertraut eher den 
Ressourcen der Berliner: Lebendig­
keit und Kreativität. „Berliner wollen 
im mer mitreden, wo die Reise hin­
geht“, meint sie. Mehr Bürgerbeteili­
gung also. Wie und wobei bleibt of­
fen.
Die Gefahr kommt nicht von der 
Opposition an diesem Abend, son­
dern von den Wis senschaftlern. Sie 
haben Wissen und Visionen und ei­
ne Idee, wie Berlin von beidem pro­
fitieren kann: die erwähnte„urban 
task force“. 
Doch der Politiker Ephraim  Gothe 
hält eine Absage für die Wissen­
schaft bereit. „Ein reizvoller Gedan  ­
ke“, sagt er, „aber nicht zu  machen.“ 
Man habe genügend eigene gute 
Leute. Das ist zwar noch keine Vi­
sion, aber doch eine wichtige Vor­
aussetzung dafür.
Wiebke Schönherr
das Modell london
In den nächsten 20 Jahren soll London um eine  Million 
Menschen wachsen. Der Stadtumbau hat daher  hohe 
Priorität in Englands Hauptstadt. Seit 2001 werden 
Stadtentwicklungsprojekte von einem Team aus Fach­
leuten gesteuert, das der Greater London Authority 
(GLA), Londons Stadtverwaltung, angehört. Es heißt 
Design for London und wird von vielen Experten als 
europaweit vorbildhaft bezeichnet. Seine Hauptaufga­
be besteht darin, die Stadtbezirke und lokalen Initia ti ­
ven bei ihren Ideen zur Stadtentwicklung finanziell und 
inhaltlich zu unterstützen. Gleichzeitig will Design for 
London sicherstellen, dass, nach den Vorgaben der 
GLA, klimaschonend und sozial integrativ gebaut wird.
ws
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alleinerZiehende

familienstatus mit hochrisiko
in Berlin leben, gemessen an der Bevölkerungszahl, die meisten allein-
erziehenden bundesweit. Mehr als ein drittel der haushalte mit kindern 
sind ein-eltern-familien. Von den etwa 155 000 alleinerziehenden in 
Berlin sind 87 Prozent frauen. nur etwa die hälfte der alleinerziehenden 
kann ihren lebensunterhalt aus eigenem einkommen bestreiten. das hat 
auch auswirkungen auf die Wohnverhältnisse.
„Alleinerziehend“ heißt in der  Praxis 
auch „alleinbezahlend“. Während 
Ehepartner die Kosten für Lebens­
unterhalt und Miete gemeinsam tra­
gen, müs sen Alleinerziehende auch 
allein für alles aufkommen. Im Ver­
gleich zu Paarhaushal ten ist das Pro­
Person­Durchschnitts einkommen 
von Alleinerziehenden um die Hälf­
te niedriger und das Armutsrisiko er­
heblich höher. Dieses Risiko nimmt 
zu, je mehr Kinder im Haushalt le­
ben und  umso jünger diese Kinder 
sind. Alleinerzie hende mit mehreren 
Kindern  unter drei Jahren sind häu­
fig auf Sozialleistungen angewiesen. 
Laut drittem Armut­ und Reichtums­
bericht der Bundesregierung sind Al­
leinerziehende fast doppelt so häu­
fig von Armut betroffen wie die Ge­
samtbevölkerung. Auch wenn Kin­
der­ und Elterngeld, Wohngeld, Un­
terhaltsvorschüsse und an dere staat­
liche Leistungen dazu bei tragen, das 
Armutsrisiko zu senken: Die  Hälfte 
der Alleinerziehenden empfindet ih­
re finanzielle Lage als unbefriedi­
gend, und ein Viertel gibt an, sich 
sehr einschränken zu müssen.
Bundesweit verfügt nur jede Fünfte 
der Alleinerziehenden über Wohn­
eigentum, 80 Prozent wohnen zur 

L Weitere 
Informationen:
SHIA SelbstHilfe-
Initiative Allein-
erziehender e.V., 
Rudolf-Schwarz-
Straße 29/31, 
10407 Berlin, 
S/Fax 425 11 86, 
E-Mail: kontakt
@shia-berlin.de
www.shia-berlin.de
VAMV Verband 
alleinerziehender 
Mütter und Väter, 
Landesverband 
Berlin e.V., 
Landesvorstand, 
Seelingstraße 13, 
14059 Berlin, 
S 851 51 20, 
Fax 85 96 12 14, 
E-Mail: vamv-
berlin@t-online.de,
www.vamv-
berlin.de
/2012
Miete. Die Statistik besagt, dass Al­
leinerziehende im Vergleich zu ande­
ren Erwachsenen mit Kindern über 
weniger Wohnfläche verfügen. Die 
Wohnfläche, die den Kindern wie­
derum zur Verfügung steht, unter­
scheidet sich kaum. Karin S., die mit 
ihrer vierjährigen Tochter Maria in 
der Danziger Straße lebt, bestätigt: 
„Lieber schränke ich mich ein, der 
Kleinen soll es an nichts fehlen.“ Die 
Haushalte von Alleinerziehenden 
sind oft schlechter mit modernen 
Haushaltsgeräten ausgestattet – das 
hat finanzielle Gründe. Karin S. be­
sitzt Fernsehgerät, Waschmaschine 
und Kühlschrank – alles andere muss 
sie als „Luxus“ auf bessere Zeiten 
verschieben. Problematisch wird es, 
wenn ein Gerät ausfällt. Schon die 
Reparaturkosten würden das  enge 
Monatsbudget sprengen. 

Bezirke fördern netzwerke

Seit einer Impulsveranstaltung 
(„Netzwerke für  Alleinerziehende“) 
vor zwei Jahren werden in den Be­
zirken Hilfen installiert. Seit 2011 
besteht zum Beispiel das „Netzwerk 
Alleinerziehende Marzahn­Hel lers­
dorf“. In diesem Bezirk leben 44 
Pro zent Al leinerziehende mit Kin­
dern unter 18 Jahren, darunter über­
durchschnittlich viele junge  Mütter 
unter 25. Projektleiterin Anett Dubs­
 ky: „Mit speziell entwickelten An ge­
boten möchten wir Alleinerzie hen­
den Möglichkeiten geben, ihren All­
tag zu erleichtern.“ Eine Ange bots­
datenbank steht auf einer neuen 
Homepage (www.netzwerk­allein
erziehende.net) zur Verfügung. 
Geht es um die Unterstützung Al­
leinerziehender, sind auch die Woh­
nungsbaugesellschaften gefordert. 
In der Golliner Straße 5 und 7 in 
Marzahn­Nord stellt die Wohnungs­
baugesellschaft Degewo 15 Woh­
nungen für Allein erziehende zur 
Verfügung. Im Rahmen der laufen­
den Sanierung der Gebäude wird ein 
Treffpunkt für junge Eltern und  ihre 
Kinder einge richtet – als Ort zum 
Reden, für gemeinsame Aktivitäten 
mit den Kindern und Vorträge. 
Der Senat hat das Projekt „Jule“ im 
Rahmen des Programms „Aktions­
räume plus“ aufgelegt. Marina Bi­
kádi, Projektleiterin vom  Kinderring 
Berlin: „Die jungen Mütter oder Vä­
ter beziehen eine eigene Wohnung, 
und wir halten ihnen den Rücken 
frei und unterstützen sie bei der Be­
treuung der Kinder, dem Schulab­
schluss und 
bei der 
Suche 

nach 
einem 
Ausbildungs­ 
oder Arbeitsplatz.“ 
Immer wieder berichten Alleinerzie­
hende auch über rechtliche Proble­
me, die aus dem Sorge­ und Um­
gangsrecht resultieren und sich auf 
die Wohnungssuche auswirken. Will 
eine Mutter zum Beispiel mit dem 
Kind umziehen, weil sie ihre Arbeits­
stelle wechseln muss, braucht sie die 
Zustimmung des Vaters, wenn  beide 
das Sorgerecht haben. Werden sich 
die Eltern in diesem Punkt nicht ei­
nig, muss die Mutter beim Familien­
gericht beantragen, dass ihr das Auf ­
enthaltsbestimmungsrecht allein 
über tragen wird. Sie kann erst um­
ziehen, wenn das Gericht zu ihren 
Gunsten entschieden hat. Diese und 
andere juristische Probleme schrän­
ken die Handlungsfreiheit Alleiner­
ziehender ein, Reformen sind hier 
längst überfällig.     Rainer Bratfisch
die umsetzung lässt auf sich warten
„Wir wollen die Rahmenbedingungen für Alleinerzie­
hende durch ein Maßnahmenpaket verbessern.  Dieses 
soll insbesondere in verlässlichen  Netzwerkstrukturen 
für Alleinerziehende lückenlos, flexibel und niedrig­
schwellig bereitgestellt werden. Wir werden prüfen, 
inwieweit die Umgestaltung des bisherigen steuerli­
chen Entlastungsbetrags in einen Abzug von der Steuer­
schuld möglich und interessengerecht ist.“ Das steht 
im Koalitionsvertrag der Bundesregierung. Umgesetzt 
wurde davon bisher nichts. Im Koalitionsvertrag der 
Berliner SPD und CDU kommt das Wort „Alleinerzie­
hende“ noch nicht einmal vor.                                 rb
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Sommer besonders 
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det, weil die 
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Schimmelbefall im Sommer

besser nachts lüften
Dunkle flecken an Wänden, muffige Gerüche hinter Schränken – Schim-
mel ist keinesfalls nur ein Winterproblem. Zu beginn der warmen Jahres-
zeit ist die luft im freien feuchter und kann innen nasse Wände verursa-
chen. experten raten deshalb: eher nachts lüften, wenn es auch draußen 
kühl ist.
Endlich wieder Sommer vorm Bal­
kon. Wir machen alle Fenster auf 
und lassen herein, was uns so lange 
gefehlt hat: das Grün der  Kastanie, 
Vogelgezwitscher und  Kinderlachen 
im Hof. „Machen Sie die  Fenster 
lieber wieder zu!“, rät aber  Thekla 
Hielscher. Die Ingenieurin ist nicht 
etwa unromantisch – sie kennt ganz 
einfach das Problem: „Schimmelbil­
dung wird zwar meist mit der Heiz­
periode im Winter in Zusammen­
hang gebracht“, erklärt die Sachver­
ständige, „aber auch im Sommer tritt 
das Problem auf. Dies hat physikali­
sche und biologische Ursachen.“ 
Je wärmer die Luft ist, umso mehr 
Feuchtigkeit kann sie aufnehmen“, 
erklärt Thekla Hielscher. So kann 20 
Grad Celsius warme Luft eine Was­
serdampfmasse von maximal 18,4 
Gramm pro Kubikmeter mit sich füh­
ren – die Luftfeuchtigkeit beträgt in 
diesem Fall 100 Prozent. Das heißt: 
Mehr geht nicht – der Taupunkt ist 
erreicht. Trifft diese Luft auf eine 
kühlere Oberfläche, gibt sie Feuch­
tigkeit als Kondenswasser ab. „Das 
können Außenmauern sein“, sagt 
sie, „die ja gerade jetzt zu Beginn 
des Sommers noch nicht so aufge­
wärmt sind, aber durchaus auch kal­
te Rohre oder küh le Gegenstände 
im Zimmer.“ Das Phä nomen kennt 
jeder, der im Sommer kalte Getränke 
in seinem Kühlschrank hat: Wer sich 
dann bei großer Hitze ein eiskalte 
Limonade eingießt, muss die Tropfen 
abwischen, die außen am Glas her­
unterlaufen. 
Mauern lassen sich indessen nicht 
so einfach abwischen. Expertin Hiel­
scher: „Hier muss man dafür sorgen, 
dass die Feuchtigkeit rasch wieder 
trocknet – das heißt, man muss eben 
gegebenenfalls den Raum auch jetzt 
mal durchheizen.“ Feuchtigkeit, die 
an den Wänden zurückbleibt, bildet 
einen Nährboden für die verschie­
densten Arten von Schimmelpilzen, 
deren Sporen in den Sommermona­
ten übrigens in ihrer höchsten Kon­
zentration in der Luft vorhanden 
sind. Darunter sind auch solche, de­
nen schon eine minimale Oberflä­
chenfeuchtigkeit ausreicht, um zu 
wachsen. 
Schlafzimmer sind besonders betrof­
fen, da nachts durch Transpiration 
Feuchtigkeit an die Betten abgege­
ben wird – und dort halten sich die­
se sogenannten xerophilen Schim­
melpilze auf, die mit wenig Feuchtig­
keit auskommen. Zu einer Freiset­
zung von Sporen kommt es mit je­
dem Aufschütteln der Betten. 

organische Nährböden

„Schimmelpilze wachsen auf organi­
schem Untergrund“, so Thekla Hiel­
scher. Und der wird auch für  viele 
Baustoffe verwendet: Mit Gips­
karton werden Decken abgehängt 
oder Rohre verkleidet, Wände wer­
den ta peziert oder auch mit orga­
nischen, sogenannten Dispersions­
farben gestrichen. Die Bausachver­
ständige: „Mein Tipp für Räume, 
die schimmelpilzgefährdet sind: man 
sollte mineralische also Silikatfarben 
oder auch mineralischen Putz ver­
wenden – das ist schon mal ein gu­
ter Schutz.“ 
Und ansonsten gilt: „Lüften  sollte 
man besser in den kühlen Nacht­ 
und frühen Morgenstunden.“ 
Rosemarie Mieder
Nicht auf die leichte Schulter nehmen
Schimmelpilze erzeugen nicht nur schlechte Gerüche, 
sie können zu Schäden an der Bausubstanz führen – 
vor allem aber schaden sie der Gesundheit.  Pilzsporen 
werden über Atemwege oder die Haut aufgenommen. 
Vermutlich sind einige Arten für  Lungenerkrankungen 
und Allergien verantwortlich. Bei einem Schimmelbe­
fall in einem Zimmer sollte die Tür bis zur Behebung 
des Schadens möglichst geschlossen bleiben, denn die 
Sporen verteilen sich über die Luft in der ganzen Woh­
nung. Bei großflächigem Befall muss auf jeden Fall ein 
Fachmann zu Rate gezogen werden.                       
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MieterMagazin 6/2012



MIETRECHT

MieterMagazin 6/2012

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes

Die kompletten Entscheidungen finden 
Sie im Internet unter www.berliner­
mieterver ein.de/recht/. Diese Beiträge 
sind gekennzeichnet mit  . Im Internet 
haben Sie durch die komfortable Such­
funktion einen bequemen Zugriff auf die 
seit Januar 2001 veröffentlichten Ent­
scheidungen und Aufsätze.
Kündigung durch Erben
Der Ausschluss der Eigenbedarfskündigung im Miet-
 vertrag stellt auch gegenüber dem Erben des Vermie-
ters keinen unzulässigen Vertrag zu Lasten Dritter 
dar.
BGH vom 12.10.2011 – VIII ZR 50/11 –

  Langfassung im Internet

Mietvertraglich war eine Kündigung wegen Eigenbe­
darfs ausgeschlossen. Nach dem Tod der Vermieterin 
machte deren Erbe gleichwohl eine Kündigung  wegen 
Eigenbedarfs geltend. Er argumentierte, dass der Kün­
digungsausschluss für ihn ein Vertrag zu Lasten Drit­
ter darstelle. Verträge zu Lasten Dritter seien aber 
unstrittig unwirksam. Diese Argumentation wies der 
BGH zurück. Ein unzulässiger und deshalb unwirksa­
mer Vertrag zu Lasten Dritter liege nur dann vor, wenn 
durch ihn unmittelbar eine Rechtspflicht eines am Ver ­
trag nicht beteiligten Dritten – ohne seine Auto risie­
rung – entstehen solle. Dies sei hier nicht der Fall, 
denn die Vereinbarung im Mietvertrag begründe 
lediglich vertragliche Pflichten der an ihr beteiligten 
ursprünglichen Vermieterin und späteren Erblasserin. 
Der Umstand, dass vom Schuldner eingegangene 
vertragliche Pflichten mit dessen Tod auf den Erben 
übergehen, ändere daran nichts. Denn die Pflichten 
des Erben, dem es freisteht, die Erbschaft anzuneh­
men oder auszuschlagen oder seine Haftung für die 
Verbindlichkeiten auf den Nachlass zu beschränken, 
würden nicht unmittelbar durch den vom Erblasser 
geschlossenen Vertrag begründet, sondern treffen 
ihn erst aufgrund der Gesamtrechtsnachfolge. 

Betriebskostenabrechnung
1. Die Abrechnung der Kaltwasser- und Abwasser-
kosten zusammen mit den Heiz- und Warmwasser-
kosten lässt die formelle Wirksamkeit der Abrech-
nung unberührt.
2. Eine fehlende nachvollziehbare Erläuterung zu 
ei  ner Berechnungsmethode nach der Heizkosten-
verord nung – hier Abtrennung der Warmwasserkos-
ten – ist kein formeller Fehler. Die Heizkostenab-
rechnung muss jedoch sämtliche Daten enthalten, 
damit ein mit den einschlägigen Rechtsvorschriften 
vertrauter Mieter die vorgenommenen Berechnun-
gen überprüfen kann.
BGH vom 26.10.2011 – VIII ZR 270/10 –

  Langfassung im Internet

Textform
Der Textform ist nicht genügt, wenn es infolge nach-
träglicher handschriftlicher Ergänzungen an einem 
räumlichen Abschluss der Vereinbarung fehlt. 
BGH vom 3.11.2011 – IX ZR 47/11 –

  Langfassung im Internet

Auch im Mietrecht sieht das Gesetz in folgenden Fäl­
len die Textform des § 126 b BGB vor: 
L  Modernisierungsankündigung (§ 554 Abs. 3 BGB)
L  Erklärung der Umstellungserklärung auf verbrauchs­
abhängige Abrechnung (§ 556 a Abs. 2 BGB) 
L  Erklärung der Aufrechnung/des Zurückbehaltungs­
rechtes durch Mieter (§ 556 b Abs. 2 BGB) 
L  Forderung höherer Miete bei vereinbarter Index­
miete (§ 557 b Abs. 3 BGB)
L  Zustimmungsverlangen zur Mieterhöhung 
(§ 558 a Abs. 1 BGB) 
L  Mieterhöhung wegen Modernisierung 
(§ 559 b Abs. 1 BGB) 
L  Erhöhung einer Betriebskostenpauschale 
(§ 560 Abs. 1 BGB) 
L  Erklärung über Anpassung der Betriebskostenvor­
auszahlungen (§ 560 Abs. 4 BGB). 
Schreibt das Gesetz die Wahrung der Textform vor, 
muss gemäß § 126 b BGB die Erklärung in einer Ur­
kunde oder auf andere zur dauerhaften Wiedergabe 
von Schriftzeichen geeignete Weise abgegeben, die 
Person des Erklärenden genannt und der Abschluss 
der Erklärung durch Nachbildung der Namensunter­
schrift oder anders erkennbar gemacht werden. Der 
BGH hatte sich im vorliegenden – nicht mietrecht li­
chen – Fall mit der Frage zu befassen, ob handschrift­
liche Zusätze am Ende einer in Textform abgegebe­
nen Erklärung möglicherweise zu einem Formfehler 
führen.
Anders als bei der Schriftform (§ 126 Abs. 1 BGB), 
bei welcher die Unterschrift den räumlichen Abschluss 
der Urkunde bildet, kenne die Textform keine starre 
Regelung für die Kenntlichmachung des Dokument­
enendes. Es bedürfe jedenfalls eines eindeutig wahr­
nehmbaren Hinweises, der sich räumlich am Ende be­
findet und inhaltlich das Ende der Erklärung verlaut­
bart. Zur Erfüllung dieses Zwecks komme neben der 
Namensunterschrift ein Zusatz wie „diese Erklärung 
ist nicht unterschrieben“, ein Faksimile, eine einge­
scannte Unterschrift, eine Datierung oder Grußformel 
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in Betracht. Durch den räumlichen Abschluss der Erklä­
rung müsse die Ernstlichkeit des Textes in Abgrenzung 
eines keine rechtliche Bindung auslösenden Entwurfs 
deutlich gemacht werden. 
Da bei Beachtung der Schriftform (§ 126 Abs. 1 BGB) 
die Unterschrift den Vertragstext räumlich abschließen 
müsse, führten unterhalb der Unterschrift angefügte 
Vertragsnachträge zur Formunwirksamkeit der Erklä­
rung. Auch wenn die Wahrung der Textform keine Un­
terschrift erfordere, dürfe der auf andere Weise verdeut­
lichte Abschluss der Vereinbarung ebenfalls nicht durch 
Vertragsnachträge beseitigt werden. Dies sei vorliegend 
jedoch infolge der von der Beklagten unterhalb des 
durch die Unterschriftszeilen kenntlich gemachten räumli­
chen Abschlusses vorgenommenen handschriftlichen Er­
gänzungen geschehen. Zur Wahrung der Textform hätte 
für diese Gesamterklärung von beiden Seiten – beispiels­
weise durch eine Paraphierung – ein neuerlicher Ab­
schluss geschaffen werden müssen. Dies sei jedoch von 
den Parteien mit der Folge der Formunwirksamkeit ver­
säumt worden. Allein das Seitenende einer schriftlichen 
Erklärung könne, weil die Möglichkeit einer Fortsetzung 
auf einer weiteren Seite in Betracht komme, nicht als 
Abschluss der Erklärung gewertet werden.

Betriebskostenabrechnung
Die Frage, ob der Vermieter mehrere Gebäude zu einer 
Abrechnungseinheit zusammenfassen durfte, betrifft 
nicht die formelle Wirksamkeit, sondern die materielle 
Richtigkeit der Betriebskostenabrechnung der Miet-
wohnung. In formeller Hinsicht ist die nähere Bezeich-
nung der von der Abrechnungseinheit erfassten Ge-
bäude nicht geboten.
BGH vom 22.11.2011 – VIII ZR 228/11 –

  Langfassung im Internet

Mängelbeseitigung durch Mieter
In dem Verhalten des im Baubereich tätigen Mieters, 
Beträge von rund 135 000 Euro als Vorschuss für Man-
gelbeseitigungsarbeiten zu vereinnahmen, diese Arbei-
ten aber über einen längeren Zeitraum nicht in Angriff 
zu nehmen, kann im Einzelfall eine schwerwiegende, 
die fristlose Kündigung rechtfertigende Verletzung sei-
ner Pflichten aus dem Mietvertrag gesehen werden.
BGH vom 17.1.2012 – VIII ZR 63/11 –

  Langfassung im Internet

Hat der Mieter vom Vermieter gemäß § 536 a Abs. 2 
BGB einen Vorschuss verlangt, damit er hiermit einen 
Mietmangel selbst beseitigen kann, muss er den Vor­
schuss dieser Zweckbestimmung entsprechend verwen­
den. Er darf sich mit der Mittelverwendung und der Ab­
rechnung hierüber auch nicht übermäßig lange Zeit las­
sen. Wie schnell der Mieter tätig werden muss, ist nach 
Ansicht des BGH aber nicht generell zu entscheiden, son­
dern immer eine Frage des konkreten Einzelfalles. Wenn 
er aber trotz Erhalt des Vorschusses die Mangelbeseiti­
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gungsarbeiten über längere Zeit nicht in Angriff nimmt, 
kann dies eine schwerwiegende Pflichtverletzung des 
Mietvertrags darstellen, die eine fristlose Kündigung 
durch den Vermieter rechtfertigen kann. 

Kündigungsverzicht
Der Verzicht des Vermieters auf das Recht, das Wohn-
raummietverhältnis wegen Eigenbedarfs zu kündigen, 
bedarf der Schriftform, wenn der Verzicht für mehr als 
ein Jahr gelten soll.
BGH vom 24.1.2012 – VIII ZR 235/11 –

  Langfassung im Internet

Will der Mieter sich durch eine Vertragsvereinbarung 
vor Kündigungen beispielsweise wegen Eigenbedarfs 
schützen, muss er darauf achten, dass die entsprechen­
de Vereinbarung in Schriftform getroffen und Bestand­
teil des Mietvertrags wird. Dieses Erfordernis ergibt sich 
aus § 550 BGB. Die Vorschrift zielt unter anderem auch 
darauf ab, es einem in einen bestehenden Mietvertrag 
eintretenden Grundstückserwerber zu erleichtern, sich 
über den Umfang der auf ihn übergehenden Bindungen, 
insbesondere auch über dauerhafte Beschränkungen 
eines Kündigungsrechts wegen Eigenbedarfs, zu unter­
richten. Die Schriftform des § 550 BGB ist nur gewahrt, 
wenn sich alle wesentlichen Vertragsbedingungen, ins­
besondere der Mietgegenstand, der Mietzins sowie die 
Dauer und die Parteien des Mietverhältnisses, aber auch 
etwaige Kündigungsverzichte, aus der Urkunde ergeben. 
Diese Anforderungen gelten zugleich auch für Vertrags­
änderungen.

Betriebskostenabrechnung
Die Einwendungsausschlussfrist gilt auch für den Ein-
wand, dass zwischen den Mietvertragsparteien über-
haupt keine Umlagevereinbarung getroffen wurde.
BGH vom 31.1.2012 – VIII ZR 335/10 –

  Langfassung im Internet

Der Bundesgerichtshof hatte bereits entschieden, dass 
die Abrechnung von Betriebskosten, für die es an einer 
Umlagevereinbarung fehlt oder für die eine Pauschale 
vereinbart ist, nicht zur Unwirksamkeit der Betriebskos­
tenabrechnung aus formellen Gründen führt und der 
Mieter dem Vermieter innerhalb von zwölf Monaten 
seit Erhalt einer Betriebskostenabrechnung mitteilen 
muss, dass (einzelne) Betriebskosten nicht abzurechnen 
sind (Urteile vom 18.5.2011 – VIII ZR 240/10 und vom 
12.1.2011 – VIII ZR 148/10). Rechnet der Vermieter Be­
triebskosten ab, obwohl es an einer Umlagevereinba­
rung fehlt, stellt dies nach der Rechtsprechung des BGH 
(nur) einen inhaltlichen Fehler dar. Dabei ist es unerheb­
lich, ob lediglich für einzelne Betriebskostenarten oder 
für die Betriebskosten insgesamt keine Umlageverein­
barung zwischen den Mietvertragsparteien getroffen 
worden ist. In beiden Fällen kann der Mieter anhand des 
Mietvertrags überprüfen, ob die ihm in Rechnung ge­
MieterMagazin 6/2012
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stellten Betriebskosten nach den vertraglichen Vereinba­
rungen abrechenbar sind; dass er dazu den Mietvertrag 
zur Hand nehmen muss, hat nach Ansicht des BGH mit 
der Nachvollziehbarkeit der Abrechnung nichts zu tun.

Abflussprinzip
a) Heizkosten können nicht nach dem Abflussprinzip, 
sondern nur unter Ansatz des im Abrechnungszeitraum 
verbrauchten Brennstoffs abgerechnet werden (Ab-
grenzung zu BGH, Urteil vom 20. Februar 2008 – VIII 
ZR 49/07, NJW 2008, 1300). 
b) Die auf der Anwendung des Abflussprinzips beru-
hende Fehlerhaftigkeit einer Heizkostenabrechnung 
kann nicht durch eine Kürzung der auf die Nutzer ent-
fallenden Kostenanteile nach § 12 Abs. 1 HeizkostenVO 
ausgeglichen werden. 
BGH vom 1.2.2012 – VIII ZR 156/11 –

  Langfassung im Internet

Der Bundesgerichtshof hatte darüber zu befinden, ob 
eine Heizkostenabrechnung, die der Vermieter nach dem 
sogenannten Abflussprinzip erstellt hat, zulässig ist oder 
nicht. Der Vermieter hatte lediglich die im Abrechnungs­
zeitraum geleisteten Abschlagszahlungen an das Ener­
gieversorgungsunternehmen als Heizkosten in die Ab­
rechnung eingestellt (Abflussprinzip). Der BGH stellte 
nunmehr nochmals klar, dass Mieter nach der Heizkos­
tenVO Anspruch auf eine verbrauchsabhängige Heizkos­
tenabrechnung haben. Deshalb müsse der Vermieter die 
Kosten der tatsächlich während der Abrechnungsperio­
de ins Haus gelieferten Energie abrechnen (sogenanntes 
Leistungsprinzip). Die Folge: Hat der Vermieter fälsch­
licherweise Heizkosten nach dem Abflussprinzip abge­
rechnet, können Mieter eine neue Heizkostenabrech­
nung fordern. Denn ein derartiger Mangel der Abrech­
nung könne nicht dadurch ausgeglichen werden, dass 
die Heizkosten nach § 12 HeizkostenVO um 15 Prozent 
gekürzt würden. § 12 HeizkostenVO betreffe nur den 
Fall, dass über die Kosten des im Abrechnungszeitraum 
verbrauchten Brennstoffs nicht verbrauchsabhängig ab­
gerechnet wird.
MieterMagazin 6/2012

Instanzen-Rechtsprechung
Staffelmiete

Eine Staffelmietvereinbarung, in der die jeweilige Mie-
te oder die jeweilige Erhöhung für die ersten zehn Jah-
re in einem Geldbetrag und erst für die nachfolgenden 
Jahre in einem Prozentsatz ausgewiesen ist, ist gemäß 
§ 139 BGB nicht insgesamt unwirksam, sondern für die 
ersten zehn Jahre wirksam. 
BGH vom 15.2.2012 – VIII ZR 197/11 –

  Langfassung im Internet

Im Mietvertrag war zur Staffelmiete folgendes vereinbart:
„Die Miete staffelt sich wie folgt: 
Ab 1.9.2003 863,14 
ab 1.9.2004 889,04 
ab 1.9.2005 915,72 
ab 1.9.2006 943,20 
ab 1.9.2007 971,50 
ab 1.9.2008 1.000,65 
ab 1.9.2009 1.030,67 
ab 1.9.2010 1.061,59 
ab 1.9.2011 1.093,44 
ab 1.9.2012 1.126,25 
Bei Weiterbestehen des Mietverhältnisses nach dem 31.8. 
2013 staffelt sich die Miete weiterhin jährlich um 3 %.“
Der Mieter hielt die Staffelmietvereinbarung für unwirk­
sam, weil für die Zeit ab September 2013 keine konkre­
ten Geldbeträge genannt waren, sondern nur ein Pro­
zentsatz aufgeführt war.
Der BGH hingegen differenzierte: Die Staffelmietver­
einbarung sei für die ersten zehn Jahre wirksam. Sie sei 
zwar, soweit sie über zehn Jahre hinausgehe, unwirk­
sam, weil die jeweilige Erhöhung für diesen Zeitraum in 
einem Prozentsatz ausgewiesen sei. Diese Teilnichtigkeit 
der Staffelmietvereinbarung führe aber nicht zu deren 
Gesamtnichtigkeit, weil hier offensichtlich sei, dass die 
Mietvertragsparteien die Vereinbarung, soweit sie die 
ersten zehn Jahre betreffe, auch ohne den nichtigen Teil 
abgeschlossen hätten. Die Staffelmietvereinbarung sei 
deshalb gemäß § 139 BGB für die ersten zehn Jahre, in 
denen sie den Anforderungen des § 557a BGB genüge, 
wirksam und nur für die nachfolgende Zeit unwirksam.
Berliner Mietspiegel
Eine Wohnung in der Leipziger Stra-
ße in Berlin-Mitte weist keine „be-
vorzugte Citylage“ im Sinne des 
Berliner Mietspiegels auf. 
LG Berlin vom 24.1.2012 
– 63 S 239/11 –

Nach Auffassung des  Landgerichts 
kennzeichnet der Begriff „bevor­
zugte Citylage“ in der Spannenein­
ordnung zum Berliner Mietspiegel 
die Lage der Woh  nung in einem zen­
tral  gelegenen Teilraum der Groß­
stadt Berlin, der sich durch eine be ­
sondere  Dichte von Einkaufsmög­
lichkeiten, Kultur einrichtungen und 
Restaurants so wie anderen Einrich­
tungen auszeich net, die ein über die 
typische Infra struktur eines Wohn­
gebietes hinaus gehende Bedeutung 
und Anziehungskraft insbesondere 
auch für in­ und ausländische Be­
sucher und Touristen haben. Zwar 
mag die Wohnung des Mieters ei  ­
ne „Citylage“ aufweisen, diese sei 
aber nicht „bevorzugt“. Denn we­
der die Leipziger Straße selbst als 
Durchgangsstraße noch die unmit­
telbare Umgebung der Wohnung 
wiesen eine über das in Berlin an­
zutreffende Durchschnittsmaß hin­
ausgehende besondere Dichte von 
Einkaufsmöglichkeiten, Kul tur ein­
richtungen und Restaurants oder 
anderen Einrichtungen mit über­
durchschnittlicher Anziehungskraft 
auf. ...
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Gasheizungs-
Wartung
Die Formularklausel „Die in diesen 
Mieträumen befindliche Gashei-
zung ist Eigentum des Vermieters. 
Die jährliche Wartung wird vom 
Vermieter durch Sammelauftrag 
bei der Firma XY GmbH, V.-Weg, 
Berlin, durchgeführt. Der Mieter 
hat diese anteiligen Kosten nach 
erfolgter Arbeit und Rechnungsle-
gung dem Vermieter zu erstatten.“
ist wirksam.
LG Berlin vom 6.3.2012 
– 65 S 376/11 –, mitgeteilt 
von RA Cornelius Krakau

  Langfassung im Internet

Das Landgericht folgt a usdrücklich 
nicht dem Urteil des BGH vom 15.5. 
1991 – VIII ZR 38/90 –, der für eine 
vergleichbare Klausel abweichend 
entschieden hatte, dass sie den Mie­
ter unangemessen benachteilige, 
weil die Kosten nicht der Höhe nach 
begrenzt seien. Der Bundesgerichts­
hof habe in dieser Entscheidung 
nach Ansicht des Landgerichts nicht 
berücksichtigt, dass es sich bei den 
Kosten zur Wartung der  Gasheizung 
in der angemieteten Wohnung um 
solche Kosten handele, die  gemäß 
§  7 Abs. 2 HeizkostenVO als Betriebs­
kosten umlegungsfähig seien, ob­
wohl er vom selben Begriffsverständ­
nis ausgegangen sei. Wenn aber 
durch Gesetz oder Verordnung die 
Umlegungsfähigkeit einer bestimm­
ten Kostenart – und zwar ohne Be­
grenzung auf einen Höchstbetrag, 
nur beschränkt durch die nach Treu 
und Glauben zu ziehende Grenze der 
Unwirtschaftlichkeit – vorgesehen 
sei, werde damit eine Wertung der 
zugrunde liegenden Interessenlagen 
vorgenommen, und die Bewertung 
als unangemessene Benachteiligung 
des Mieters durch die gesonderte 
Vereinbarung erscheine nicht über­
zeugend. Auch sei bei den weiteren 
begründenden Ausführungen, wo­
nach der Mieter kein Einsichtsrecht 
in die Vertragsunterlagen zur War­
tung habe, angesichts der Recht­
sprechung zum Einsichtsrecht des 
Mieters in die den Betriebskosten­
abrechnungen zugrunde liegenden 
Unterlagen nicht zu folgen.
Das Landgericht hat die Revision zu­
gelassen, um dem BGH nochmals 
Gelegenheit zur Überprüfung der 
Rechtsansicht in Bezug auf die 1991 
gefällte Entscheidung zu ermögli­
chen.

Vorwegabzug
Nicht immer ist der Wasserver-
brauch einer Gaststätte vorweg 
abzuziehen.
AG Mitte vom 11.5.2011 
– 15 C 475/10 –

Das Gericht führt aus:
... Auch unter Annahme der von der 
Beklagten selbst hilfsweise vorgetra­
genen dreifachen Verbrauchsmenge 
einer Gastwirtschaft wird ein an­
derweitiger Vorwegabzug für die 
Be­ und Entwässerungskosten nicht 
begründet, denn hieraus ergäbe sich 
keine ins Gewicht fallende Mehrbe­
lastung für die Wohnraummieter. 
Bezogen auf die Gesamtbetriebs­
kosten erhöhen sich diese ohne 
Be rücksichtigung eines dreifachen 
Wasserverbrauchs um 0,8 Prozent, 
die Wasserverbrauchskosten selbst 
um 3,8 Prozent. Diese Abweichun­
gen sind zu gering, als dass die flä­
chenbezogene Abrechnung einen 
Verstoß gegen das Gebot der Umla­
gegerechtigkeit darstellen würde. ...

Schnee auf dem Balkon
Im Winter muss der Mieter den Bal-
kon von Eis und Schnee räumen, 
will er nicht das Risiko eingehen, 
für einen Wasserschaden in der da-
runter liegenden Wohnung haftbar 
gemacht zu werden, wenn es dort 
wegen des vereisten Balkonabflus-
ses zu Wasserschäden kommt.
AG Neukölln vom 5.10.2011 
– 13 C 197/11 –

  Langfassung im Internet

Der Vermieter einer Wohnung ver­
langte vom Mieter Schadensersatz 
wegen eines Wasserschadens in der 
darunter liegenden Wohnung, die 
ebenfalls dem Vermieter gehörte.
Auslöser für den Streit war ein ver ­
eister Balkonabfluss, sodass Schmelz ­
wasser nicht abfließen konnte. Das 
Schmelzwasser drang über die Bal­
kontür in das Wohnzimmer und von 
dort in die darunter liegende Woh ­
nung ein, deren Decke und Wände 
durchfeuchtet wurden. Der Vermie­
ter verlangte von dem oberen Mie­
ter Schadensersatz für das Trocken­
legen der unteren Wohnung und für 
deren anteilige Renovierung. Darüber 
hinaus beanspruchte er Ersatz des 
Geldbetrages, den der vom Was ser ­
schaden betroffene Mieter als Miet­
minderung einbehalten hatte. 
Das Amtsgericht gab dem Vermieter 
Recht. Der vereiste Abfluss als allei­
nige Ursache für das eingedrungene 
Wasser falle ausschließlich in den 
Verantwortungsbereich des Mieters, 
da er dafür Sorge tragen müsse, dass 
das Wasser von seinem Balkon über 
eine dort hierfür vorgesehene Ein­
richtung abfließen könne. Die Scha­
densersatzansprüche des Vermieters 
seien in vollem Umfang gerechtfer­
tigt.

Mieterhöhung
Die Einreichung einer Zustimmungs-
klage bei einem unzuständigen Ge-
richt wahrt die Klagefrist des 558 b 
BGB nicht.
AG Schöneberg vom 22.2.2012 – 
104 C 456/11 –, mitgeteilt von 
RA Falko Kalisch

Das Gericht macht nur sehr kurze 
Ausführungen zur Begründung: „Die 
Klage ist unzulässig, denn die Kläge­
rin hat die Klagefrist des § 558 b Ab­
satz 2 Satz 2 BGB nicht einge halten. 
Die Klagefrist ist am 30. No vember 
2011 abgelaufen. Die Kla ge ist am 
9. Dezember 2011 beim Amtsgericht 
Schöneberg eingegangen. Es genügt 
nicht, dass die Klägerin bereits am 
3. November 2011 die Klage beim 
Amtsgericht Charlottenburg einge­
reicht hat (vgl. LG Hamburg, Urteil 
vom 5. November 2009 zu 307 S 
75/09 mit Anmerkung von Börs­
tinghaus, juris PR­MietR 13/2010 
Anm. 4). Ein Verstoß des Amtsge­
richts Charlottenburg gegen seine 
Fürsorgepflicht liegt nicht vor (vgl. 
Beschluss des Bundesverfassungs­
gerichts vom 20. Juli 1995 zu 1 BvR 
166/93) und könnte im Übrigen die 
Zulässigkeit der Klage auch nicht be­
gründen. ...“
MieterMagazin 6/2012
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Service

Reinickendorf Pankow

Lichten-
berg

Marzahn-
Hellersdorf

Treptow-KöpenickNeukölln
Steglitz-Zehlendorf

Charlottenburg-
Wilmersdorf

Spandau Mitte

Friedrichshain-
Kreuzberg

Tempelhof-
Schöneberg

Beratungs-
zentrum
Südstern 

in der Hasen-
heide 63

Beratungszentren
des Berliner Mietervereins
Wir freuen uns auf Ihren Besuch in den zentral 
gelegenen Beratungszentren des Berliner Mietervereins. 
Zur Beratung bitte immer auch den Mitgliedsausweis 
und den Mietvertrag mitbringen.

 
	
 

J
 
 
 

J
 
 
 

 
 
 

Beratungszentrum 

Bahnhofstraße Köpenick 
Bahnhofstraße 5 (Laden), 
nahe Seelenbinderstraße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-
person (Stufe 19 cm)
i Köpenick, Tram/Bus Bahnhof-
straße/Ecke Seelenbinderstraße

Beratungszentrum 

Südstern
Hasenheide 63 (Laden), 
nahe u Südstern

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Begleit-

f Rampe erforderlich)

Beratungszentrum 

Frankfurter Allee
Jessnerstraße 4/Frankfurter Allee 
(gegenüber Ring Center 1)

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-
person (Stufe 19 cm)
u i Frankfurter Allee

Beratungszentrum 

Schönhauser Allee
Schönhauser Allee 134 B

  Zugang im EG 
rollstuhlgerecht
u Eberswalder Straße 

Beratungszentrum 

Walther-Schreiber-Platz
Rheinstraße 44

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet (Stufe 5 cm)
u Walther-Schreiber-Platz
i Feuerbachstraße

Beratungszentrum 

Wilmersdorfer Straße
Wilmersdorfer Straße 50/51 
(neben den Wilmersdorfer Arcaden)

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet
u Wilmersdorfer Straße
i Charlottenburg

Beratungszentrum 

Altstadt Spandau
Mönchstraße 7 (Laden), 
nahe Markt

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 18 cm)
u Altstadt Spandau 
u i Rathaus Spandau

Beratungszentrum 

Müllerstraße
Müllerstraße 135 (Laden),
nahe Seestraße 
(neben dem Kino Alhambra) 

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 19 cm)
u Seestraße

Hauptgeschäftsstelle
Spichernstraße 1, 10777 Berlin
u Spichernstraße (U 3 und U 9)

  Zugang im EG rollstuhlgerecht
Rechtsberatung: 
Mo, Di, Mi, Do 17-18 Uhr
person au

Bitte beachten Sie
Schriftverkehr: Sollte nach Ihrem Gespräch in der Beratungsstelle 
juristischer Schriftverkehr mit Ihrem Vermieter oder Behörden er-
forderlich sein, wird Ihre Angelegenheit zur weiteren Bearbeitung 
an die Hauptgeschäftsstelle weitergeleitet.
Prozesskostenversicherung: Falls eine gerichtliche Auseinander-
setzung unvermeidlich ist, können die Leistungen der Rechts-
schutzversicherung in Anspruch genommen werden. Erforderlich 
ist jedoch zunächst die Beratung durch den Berliner Mieterverein 
und die Einhaltung der 3-monatigen Wartefrist nach Beitritt. Eine 
telefonische Beratung erfüllt diese Obliegenheitsverpflichtung 
nicht. Es gelten die Bedingungen der Prozesskostenversicherung.
Briefzustellung: Senden Sie Ihre Post bitte ausschließlich an die 
Hauptgeschäftsstelle, da in den Beratungszentren keine Zustel-
lung möglich ist.
MieterMagazin 6/2012
Öffnungszeiten 
Achtung: In der Hauptgeschäftsstelle andere 
Öffnungs- und Beratungszeiten (siehe Seite 40)

 Spontan: Beratung ohne Anmeldung
Montag und Mittwoch von 10 bis 12 und 17 bis 19 Uhr, 
Dienstag und Donnerstag von 17 bis 19 Uhr, 
Freitag von 15 bis 17 Uhr 

 Wunschtermin: Beratung mit Terminvereinbarung
Vielfältige Angebote von 9 bis 20 Uhr 
und am Samstagvormittag. Vereinbaren Sie telefonisch 
Ihren persönlichen Wunschtermin.

Servicetelefon: S 226  260
Montag, Dienstag, Mittwoch von 9 bis 17 Uhr, 
Donnerstag von 9 bis 19 Uhr, Freitag von 9 bis 15 Uhr
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Service
Hauptgeschäftsstelle
Berliner Mieterverein e.V., Spichernstraße 1, 10777 Berlin 
u Spichernstraße (U 3, U 9), 
Bus 204 (Haltestelle U-Bhf. Spichernstraße), nächster i ist 
Zoologischer Garten (in 3 Minuten mit der U 9 erreichbar)

   Zugang im EG rollstuhlgerecht
 S 226 260, Fax: 226 26-161, bmv@berliner-mieterverein.de 
Öffnungszeiten (nicht Rechtsberatung):
Mo, Di, Mi 9-17 Uhr, Do 9-19 Uhr, Fr 9-15 Uhr
Rechtsberatung: Mo, Di, Mi, Do 17-18 Uhr

!

gsstellen
vereinbarung

 Die BMV-Beratungszentren finden Sie auf Seite 31.
Weitere Beratun
überwiegend ohne Termin

 Auskünfte zur Zugänglichkeit 
erhalten Sie über unser 
Servicetelefon S 226  260

* Keine Beratung während der Sommer-
schulferien vom 20. Juni bis 3. August

Charlottenburg-Wilmersdorf
K Mo 18-19 Uhr 
Haus der Jugend „Anne Frank“, 
Mecklenburgische Straße 15 
u i Heidelberger Platz,
Beratungsstelle schließt. 
Letzte Beratung am 18. Juni 2012.

K Di 18-20 Uhr 
Haus des Paritätischen 
Wohlfahrtsverbandes (dpw), 
Brandenburgische Straße 80 
u Blissestraße
Beratungsstelle schließt. 
Letzte Beratung am 26. Juni 2012.

K Mo-Do 17-18 Uhr 
Berliner Mieterverein, 
Spichernstraße 1 
u Spichernstraße

Lichtenberg
K	NEU! Mo 9-11 Uhr
Stadtteilzentrum Ikarus, 
Wandlitzstraße 13 
i Karlshorst 

K	Di 17-19 Uhr
Kiezclub Magnet, Strausberger Straße 5, 
nahe Konrad-Wolf-Straße, 
Tram M5, Werneuchener Straße

K	Mi 17-19 Uhr * 
„Undine“ Wohnprojekt und Kieztreff, 
Hagenstr. 57-60/nahe Frankfurter Allee 
u i Lichtenberg, Ausgang Siegfriedstr.

Marzahn-Hellersdorf
K	Mo 17-19 Uhr 
Kieztreff, Marzahner Promenade 38
i Marzahn, 
Tram/Bus Marzahner Promenade
32
K	Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße

Mitte (Mitte, Tiergarten, Wedding) 
K Di 18-19.30 Uhr * 
Selbsthilfe-, Kontakt- und Beratungsstelle, 
Perleberger Straße 44/Ecke Lübecker Straße
u Birkenstraße

K Di 18-19 Uhr * 
Seniorenfreizeitstätte, Torstraße 203-205 
u Oranienburger Tor, ca. 500 m Fußweg

Pankow 
K	Mi 17-19 Uhr 
Gemeindehaus Pankow, Breite Straße 38 
Tram Pankow Kirche

K	Do 17-19, Fr 14-16 Uhr 
Freizeithaus Weißensee, Pistoriusstraße 23
Bus 158, 255

Steglitz-Zehlendorf
K	Mi 17-19 Uhr * 
Nachbarschaftsheim Mittelhof, Königstra-
ße 43 (nahe Rathaus und Meldestelle) 
i Zehlendorf 

Tempelhof-Schöneberg

K	Mo 17-19 Uhr 
Evangelisches Gemeindehaus, 
Friedenstraße 20 
u Alt-Mariendorf

K	Mo 18.30-19.30 + Do 10-11 Uhr *
sowie zusätzlich nach Termin-
vereinbarung unter S 226  260
AWO-Laden, Goltzstraße 19 (links)
u Nollendorfplatz, u Eisenacher Straße
Die Beratung am Mo 18.30-19.30 findet 
auch in den Sommerschulferien statt.  

Treptow-Köpenick
K	Di + Do 17-19 Uhr 
Villa Offensiv, Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide
Servicetelefon
 für weitere Auskünfte, 
      Terminvereinbarungen 
  und Ihre Anregungen:    

    S 226 260
Mieterverein 
Online 
Im Internet erreichen Sie uns unter 
www.berliner-mieterverein.de

Infoblätter
Ob Mietvertrag, Betriebskostenabrech-
nung, Wohnungsmängel oder Mieterhö-
hung, der Mieterverein hält für Sie in der 
Hauptgeschäftsstelle und in den Bera-
tungszentren ein großes Angebot an In-
formationsblättern bereit. Für Mitglieder 
sind alle Informationen auch im Internet 
abrufbar: www.berliner-mieterverein.de 
Benutzername: Mitglied
Aktuelles Passwort: Stadtvergleich

Mein BMV
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder 
Ihr Nachname hat sich geändert? 
Sie möchten dem Berliner Mieterverein Än-
derungen bei dem Zweitmitglied mitteilen? 
Oder Sie möchten zukünftig die Online-
Ausgabe des MieterMagazin beziehen?
Unter „Mein BMV“ können Sie im Internet 
die persönlichen Daten Ihrer Mitgliedschaft 
ändern und dem Berliner Mieterverein 
online mitteilen: https://service.berliner-
mieterverein.de/service
Telefonberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhal-
ten Sie als Mitglied eine telefonische 
Kurzberatung – schnell und unbürokra-
tisch. Bitte halten Sie Ihre Mitglieds-
nummer bereit (siehe Adressfeld Ihres 
MieterMagazin) und beachten Sie, dass 
die Telefonberatung nicht eine umfang-
reiche Rechtsberatung ersetzen kann. 
Insbesondere, wenn sich aus Ihrer Ange-
legenheit ein Rechtsstreit ergeben soll-
te, ist der Besuch einer Beratungsstelle 
erforderlich. Die Obliegenheit für den 
Rechtsschutz wird mit der Telefonbera-
tung nicht erfüllt. Um Wartezeiten zu 
vermeiden, empfehlen wir, nicht direkt 
zu Beginn und am Ende der Beratungs-
zeit anzurufen.

Telefonberatung: S 226 26-152
Montag bis Freitag von 13 bis 16 Uhr 
MieterMagazin 6/2012



Beratungsangebote rund um die Wohnung
Heizung & Heizkosten
Bei technischen Fragen zur Heizung und 
Heizanlage hilft Ihnen die Energieberatung 
des Berliner Mietervereins. Kompetente In-
genieure beraten Sie über energiesparende 
Modernisierungsmaßnahmen (auch durch 
Mieter) und bei mangelhafter Beheizung. 
Terminvereinbarung ist möglich 
unter S 226 260.
Mo 17-19 Uhr (jeden 1. und 3. Montag): 
Beratungszentrum Altstadt Spandau, 
Mönchstraße 7
Di 17-19 Uhr: Beratungszentrum Walther-
Schreiber-Platz, Rheinstraße 44
Mi 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B
Do 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Frankfurter Allee, Jessnerstraße 4

Überprüfung des 
Fernwärmepreises

Die Berliner Firma SEnerCon überprüft für 
Mitglieder des BMV die Angemessenheit 
des Fernwärmepreises des von Ihnen be-
wohnten Gebäudes. Kosten: 35 E. Einfach 
die Kopie der letzten Heizkostenabrechnung 
des Vermieters (mit Angabe der geliefer ten 
Wärmemenge und des Baualters, gegebe-
nenfalls beim Vermieter erfragen) sowie 
nach Möglichkeit die Wärmeabrechnung 
des Fernwärmelieferanten einsenden an:  
Berliner Mieterverein, z.H. Reiner Wild, 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin. 
Nach einer Vorprüfung werden die Unter-
lagen an die SEnerCon weitergeleitet.

Kooperative Verhandlung 
und Mediation
bei Nachbarschaftslärm und Mängeln

Bei Lärm durch den Nachbarn bietet der 
BMV seinen Mitgliedern eine Konfliktbe-
ratung und den Weg einer Problemlösung 
mittels Mediation. Außerdem steht den Mit-
 gliedern das Angebot der kooperativen Ver-
 handlung zur Verfügung. Diese eignet sich 
bei Konflikten mit dem Vermieter, wenn die -
ser zum Beispiel bei Wohnungsmängeln un -
tätig bleibt und nicht reagiert. Das Verfah-
ren findet mit dem Vermieter telefonisch 
oder im direkten Gespräch statt. Beide Ver-
fahren werden von einem Mediator (Ko n -
 fliktvermittler) durchgeführt. Ziel ist immer 
eine einvernehmliche Lösung, um Es kalatio-
nen unter Mietern oder zwischen Vermieter 
und Mieter zu verhindern. Die Angebote 
sind für Mitglieder des BMV kostenfrei.
K Telefonberatung und Kontakt: 
Do 17-18 Uhr: S  440 238 62. Außerhalb der 
Beratungszeit können Sie eine Nachricht hin -
terlassen. Unsere Mediatoren rufen zurück.
MieterMagazin 6/2012
NeU! Mietrechtsberatung 
für Gewerbemieter
Nur mit telefonischer Termin-
vereinbarung unter S 226  260
Die Beratung findet statt:
K Charlottenburg
Do 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Wilmersdorfer Straße 50/51 
u Wilmersdorfer Straße
K Prenzlauer Berg
Mo 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
u Eberswalder Straße

Schwerpunktberatung 
Nutzer/Pächter
K Hellersdorf
Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße
K Treptow
Do 17-19 Uhr
Villa Offensiv, Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide

Mietrechtsberatung 
für bildende Künstler
Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat 
von 17 bis 19 Uhr
Köthener Straße 44 (3. OG, BBK), 
Berlin-Kreuzberg 
i Anhalter Bahnhof
in Zusammenarbeit mit dem Berufs-
verband Bildender Künstler in Ateliers, 
Gewerberäumen und Wohnungen 

Hilfe zur Wohnungs-
abnahme/-übernahme
Zur persönlichen Unterstützung 
in Ab- und Übernahmeterminen 
empfiehlt der Ber liner Mieterverein 
folgende sach kundige Per sonen:
Dipl.Ing.Arch. Dietrich Eulitz,
S 294 31 07 oder S 0178 / 780 07 80
Dipl.Ing.Arch. Rüdiger Beer, 
S 39 20 86 27 oder S 0163 / 826 69 44

Kosten: 60 Euro pro Termin zuzüglich 
10 Euro Fahrtkosten. Die Beauftragung 
durch Sie erfolgt direkt an die oben ge-
nannten Personen. Gutachten und juristi-
sche Auskünfte sind nicht möglich. 
Bei Abnahme: Die Prüfung Ihrer miet-
vertraglichen Verpflichtung zu Schön-
heitsreparaturen sollte bereits vor der 
Wohnungsabnahme in einer unserer 
Beratungsstellen erfolgen. 
Gutachten – der BMV 
vermittelt Experten
Vielfach gibt es neben juristischen Fragen 
auch technische Probleme. Zur Beurteilung 
ist Sachverstand erforderlich. 
Mit den nachstehenden Gutachtern haben 
wir für Mitglieder des Berliner Mieterver-
eins günstige Konditionen vereinbart. 
Bitte besprechen Sie die konkreten Kosten 
vor einer Beauftragung. Darüber hinaus-
gehende Auskünfte und Beratungen sind 
telefonisch nicht möglich. Die Juristen des 
Berliner Mietervereins informieren Sie ger-
ne, ob in Ihrer Angelegenheit eine Begut-
achtung angezeigt erscheint.

Wir bieten Gutachten 
zu folgenden Themenbereichen:
K Wohnflächenberechnung
K Schönheitsreparaturen
K Feuchtigkeitsschäden 
durch schadhafte Abdichtungen
K Elektroinstallationen
K Modernisierung: Mieterhöhungsprüfung 
aus bautechnischer Sicht
K Heizung/Warmwasser/Wärmedämmung
K Hausrat
K Wohnungsmängel 
auch bei Schimmelbelastung
K Schimmelpilzbewertung/-bestimmung 
ohne bauliche Ursachenbestimmung
K Geräuschmessung für technische Anlagen
K Elektrosmog/Mobilfunk
K Umweltchemie/Umwelttechnik/
Schadstoffanalyse
K Baubiologie (Elektrosmog, 
Schadstoffanalytik)
Die Gutachter finden Sie unter
www.berliner-mieterverein.de/infos/
gutachter.htm (Passwort-geschützt) 
oder rufen Sie S 226 260 an.

Mietrechtsbroschüren 
Guter Rat und gar nicht teuer. 
Die Mietrechtsbroschüren des Deutschen 
Mieterbundes (DMB) sind zu erwerben 
in der Hauptgeschäftsstelle und in den 
Beratungszentren des Berliner Mieterver-
eins oder beim Deutschen Mieterbund, 
10169 Berlin beziehungsweise im Internet 
unter www.mieterbund.de.
MieterMagazin 
online lesen
Wenn Sie künftig die papierlose 
Online-Ausgabe des MieterMagazin 
lesen möchten, können Sie sich unter 
https://service.berliner-mieterverein.de/
service anmelden. 
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Service

Zusatzangebote
Kooperationsangebote
für Mitglieder
Der Berliner Mieterverein hat mit den un-
tenstehenden Einrichtungen Kooperations-
abkommen geschlossen. 
Davon profitieren die Mitglieder. 
Bei Vorlage des Einzahlungsbelegs für den 
Mitgliedsbeitrag oder des aktuellen Mieter-
Magazin mit Namensaufdruck erhalten Sie 
Ermäßigungen für Eintrittskarten.

Bildung und Kultur 
K Urania
www.urania-berlin.de 
S 218 90 91 
K Distel Kabarett – 
Theater im Admiralspalast
www.distel-berlin.de 
S 204 47 04 
K Theater und Komödie 
am Kurfürstendamm 
www.theater-am-kurfuerstendamm.de 
S 88 59 11 88 
K Kleines Theater 
www.kleines-theater.de 
S 821 20 21 
K Reinickendorf Classics – 
Salinas Konzerte 
www.salinas-konzerte.de 
S 47 99 74 23 
K Labyrinth Kindermuseum 
www. kindermuseum-labyrinth.de 
S 49 30 89 01

Reisen, Versicherungen etc. 
Der Deutsche Mieterbund bietet für die 
Mitglieder der Mietervereine besondere 
Konditionen bei Reisen, Versicherungen, 
Autovermietungen etc. 
Information zu den Angeboten 
im Internet unter www.mieterbund.de 
oder beim Berliner Mieterverein, 
S 226 260

Nützliches
K	Mietspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/mietspiegel
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 90 139 - 47 77
K	Betriebskostenspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/
betriebskosten.shtml
K	Heizspiegel
www.heizspiegel-berlin.de
K	Energiesparberatung
des BUND für Geringverdiener:
Termin unter S 78 79 00 60
K	Wohngeld 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/wohngeld/diwo.shtml

Rufnummern bei den 
bezirklichen Wohnungsämtern
K	Quartiersmanagement 
www.quartiersmanagement-berlin.de
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 90 139 - 48 10
K	Genossenschaftlich Wohnen
www.berliner-genossenschaftsforum.de
S 302 38 24
K	Lärmschutz 
www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt;
Stiftung Warentest – Leseraktion Straßen-
lärm, 10773 Berlin, S 01 80 / 232 13 13
K	Wohnen im Alter 
Infotelefon beim  Pflegestützpunkt Berlin, 
Mo - Fr  9 - 18 Uhr: S 0800 - 59 500 59
www.berlin.hilfelotse-online.de
BIWIA – Berliner Initiative Wohnen
im Alter: www.berlin.de/special/
wohnen/alter/ 
K	Mietschulden/Wohnungsnotfälle 
Geschütztes Marktsegment/
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
S 902 29 - 32 01 / 2, 
www.berlin.de/lageso/soziales/
marktsegment/index.html 
Ambulante Dienste/GEBEWO 
S 480 98 191, Fax 480 98 192, E-Mail:
AmbulanteDiensteNord@gebewo.de 
Ambulante Wohnhilfe Wedding/IB
S 490 00 99 0, Fax 490 00 99 28, 
E-Mail: AWH-B-Wedding@
internationaler-bund.de 
K	Straßenleuchten 
Bei Defekten: S 0800 110 20 10 
(Alliander Stadtlicht GmbH – 
24-Stunden-Service)
K	Verbraucherschutz
www.vz-berlin.de, www.test.de
Ehrenamtliches 
Engagement
Hilfe zur Selbsthilfe – 
Bezirksaktivengruppen
Wir, engagierte Mieter im Berliner Mieter-
verein, haben uns in Bezirksgruppen zu-
sammengeschlossen, um uns selbst aktiv 
für eine mieterfreundliche Wohnungspolitik 
einzusetzen. Dazu gehört, 
K dass wir uns über das aktuelle Gesche-
hen im Bereich der Miet- und Wohnungs-
politik informieren; 
K dass wir unsere Mitmieter aufklären; 
K dass wir Aktionen des Berliner Mieter-
vereins mitgestalten und unterstützen; 
K dass wir uns einfach zusammentun, 
um mit unseren Mietproblemen nicht 
allein zu sein.  
Wir würden uns freuen, 
wenn auch Sie kommen würden.

Charlottenburg-Wilmersdorf 
Kontakt: Otto Eigen, S 36 80 32 17
Friedrichshain-Kreuzberg 
Gundel Riebe, Frank Straubing, 
Sybille Klemz (Bezirksleitung) 
K Kontaktmöglichkeiten zur Bezirksleitung: 
jeden 1. und 2. Dienstag von 14-16 Uhr im 
Beratungszentrum Südstern, Hasenheide 63; 
jeden Mittwoch von 17.30-19 Uhr im Be-
ratungszentrum Frankfurter Allee, Jessner-
straße 4 und über die 
Hauptgeschäftsstelle BMV, S 226 260
Lichtenberg
Lilo Bertermann, Karin Korte, 
Ursula Schubert (Bezirksleitung) 
K Kontaktmöglichkeit: in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen Be-
ratungszeiten
Marzahn-Hellersdorf
Wolfgang Gast, Irina Neuber 
(Bezirksleitung)
K Kontaktaufnahme ist in allen Marzahner 
und Hellersdorfer Beratungsstellen während 
der Beratungszeiten möglich
Mitte
Wilfried Jugl, Peter Roßwaag 
(Bezirksleitung) 
K Treffen der Aktivengruppe jeden 4. Do 
im Monat ab 19 Uhr in der Seniorenfrei-
zeitstätte Torstraße 203-205 
Neukölln
Kontakt: Hauptgeschäftsstelle BMV, 
S 226 260
K Die Bezirksaktivengruppe trifft sich re-
gelmäßig jeden 2. Do im Monat um 19.30 
Uhr im BMV-Beratungszentrum Südstern, 
Hasenheide 63 
Pankow
Wolfgang Marquardt, Hannelore 
Jagusch, Hans-Günther Miethe 
(Bezirksleitung)
K Kontaktmöglichkeiten: 
Do 17-19 Uhr im Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
Reinickendorf, Steglitz-Zehlendorf,
Tempelhof-Schöneberg
Kontakt: Hauptgeschäftsstelle BMV, 
S 226 260
Spandau
Alle Treffen: BMV-Beratungszentrum 
Altstadt Spandau, Mönchstraße 7
Offenes Treffen für alle Mieterinnen und 
Mieter jeden 1. Dienstag im Monat, 18 Uhr;
jeden Do 17-19 Uhr neben juristischer 
 Beratung: Betreuung der Mitglieder; 
Mietergemeinschaften 
K AG Modernisierung 
K AG Privatisierung und Umwandlung:
Leitung: J. Wilhelm, S 331 52 20
Treptow-Köpenick
Henry Baumfelder, Edith Bednarski, 
Ilona Sechting (Bezirksleitung)
K Treffen aktiver Mitglieder 
zum Erfahrungsaustausch am 
14. Juni 2012 (Do) um 19.30 Uhr 
im Beratungszentrum 
Köpenick, Bahnhofstraße 5 
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen 
Beratungszeiten
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Mieter beobachten 
den Wohnungsmarkt – 
eine Aktion des 
Berliner Mietervereins
Sehr geehrtes Mitglied des Berliner Mietervereins, liebe Mieter! 

Die Situation der Mieter am Berliner Wohnungsmarkt hat sich deutlich 
verschlechtert. In der Mehrzahl der Berliner Bezirke, vor allem aber in 
den Innenstadtgebieten, übersteigt die Zahl der Nachfrager das Angebot 
an Wohnungen deutlich. Das hat zu einem erheblichen Anstieg der Wie-
der vermietungsmieten und zu steigenden Wohnkostenbelastungen ge-
führt. Die Konkurrenz der Mie ter untereinander steigt, die Zahl der Woh-
nungswechsler sinkt. Der Mie ten anstieg ist zum Teil auch auf moderni-
sierungsbedingte Wohnkosten stei gerungen zurückzuführen. Wegen der 
im Durchschnitt niedrigen Einkommen in Berlin können Mietstei gerun gen 
nur begrenzt auf gefangen werden.

Noch vor etwa einem Jahr war das Echo auf die Problemschilderung des 
Berliner Mietervereins beim Senat: Wir haben hohen Leerstand, wir ha-

ben Marktentspannung, wir haben allenfalls leichte Probleme auf Teil-
märkten. Dieses Echo hatte Folgen. Es hat die Anwendung von Schutz-
instrumenten verhindert und Neubauinvestitionen unnötig erscheinen 
lassen. Die Folgen sind jetzt am Wohnungsmarkt spürbar. Wir müssen 
den politisch Verantwortlichen verdeutlichen, welche Konsequenzen ihr 
Nichtstun hat. Deshalb wollen wir Erfahrungen auf dem Wohnungs markt 
sammeln – dafür benötigen wir Ihre Hilfe zu folgenden Themen:
1. Miethöhe bei neuen Mietvertragsabschlüssen
2. Wohnen statt Leerstand, Feriennutzung oder Abriss
3. Modernisierungskosten
4. Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen
Bitte beteiligen Sie sich an der Wohnungsmarktbeobachtung. 
Übersenden Sie uns den Fragebogen, auch wenn Sie nur zu einem 
Pro blemfeld des Wohnungsmarktes etwas zu berichten haben.
  
1. Miethöhe bei neuen Mietvertragsabschlüssen
1.1. Der Abschluss des neuen Mietvertrages

Neue Wohnung:

PLZ: |______    Straße: |________________________    Hausnummer: |_____

m		Vorderhaus   m	Seitenflügel   m	Hinterhaus
Stockwerk: |______  
Gesamtzahl der Wohnungen des Hauses: |______   

a) Der Mietvertrag für die derzeit von mir bewohnte Wohnung 
wurde abgeschlossen vor
m	 einem Monat bzw. weniger als einem Monat
m	 mehr als 1 bis zu unter 3 Monaten
m	 3 Monaten bis zu unter 6 Monaten
m	 6 Monaten bis zu unter 12 Monaten
m	 12 Monaten bis zu unter 24 Monaten
m	 mehr als 24 Monaten

b) Der Umzug bzw. der neue Mietvertragsabschluss erfolgte, weil
m	 ich in die Stadt neu zugezogen bin
m	 meine bisherige Wohnung zu klein für meinen Haushalt war
m	 meine bisherige Wohnung zu groß für meinen Haushalt war
m	 familiäre bzw. persönliche Gründe (zum Beispiel: Trennung) 
 es erforderlich machten
m	 das Wohnumfeld mir nicht mehr gefallen hat
m	 mein Arbeitsplatz sich veränderte
m	 die Miethöhe meiner bisherigen Wohnung 
 nicht mehr akzeptabel war

c) Ich habe meine neue Wohnung gefunden
m	 im gleichen Quartier
m	 im gleichen Bezirk
m	 im Nachbarbezirk
m	 in einer ganz anderen Gegend der Stadt

d) Um ein Bild über den Energieverbrauch des Hauses 
und damit die möglichen Heizkosten zu gewinnen 
– hat mi r vor M ietvertragsabschluss der Vermieter den Energieausweis          
			m		gezeigt     m		nicht gezeigt

– habe ich einen Blick in den Energieausweis        
			m		eingefordert     m		nicht eingefordert
Fragebogen ausfüllen und bitte einsenden an den
Berliner Mieterverein e.V., Spichernstraße 1, 10777 Berlin
1.2 Die Miethöhe

a) Der Mietpreis für meine bisherige Wohnung beträgt ohne Betriebs- 
und Heizkosten im Monat: |_________  Euro
Der Mietpreis für meine neue Wohnung beträgt ohne Betriebs- 
und Heizkosten im Monat: |_________  Euro

b) Die Wohnfläche der bisherigen Wohnung: |_________  qm
Die Wohnfläche der neuen Wohnung: |_________  qm

c) Anzahl der Personen in der vorherigen Wohnung: |_____  
Anzahl der Personen in der neuen Wohnung: |_____

d) Die Mietbelastung (Anteil der monatlichen Bruttokaltmiete – Miete 
zzgl. Betriebskosten ohne Heizung/Warmwasser – am monatlichen 
Haushaltsnettoeinkommen) hat sich nach dem Umzug 
m	 erhöht    m	ist gleich geblieben    m	hat sich verringert

e) Die ortsübliche Vergleichsmiete für meine Wohnung ist mir 
m	 bekannt     m		unbekannt
Berechnung unter www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/mietspiegel/

f) Falls die ortsübliche Vergleichsmiete bekannt: 
der Mietpreis meines neuen Mietvertragsabschlusses liegt 
m	 unter der ortsüblichen Vergleichsmiete
m	 in etwa auf der Höhe der ortsüblichen Vergleichsmiete
m	 um bis zu 10 % über der ortsüblichen Vergleichsmiete
m	 mehr als 10 und unter 20 % über der ortsüblichen Vergleichsmiete
m	 mehr als 20 und unter 50 % über der ortsüblichen Vergleichsmiete
m	 mehr als 50 % über der ortsüblichen Vergleichsmiete

2. Wohnen statt Leerstand, Feriennutzung oder Abriss

2.1. Folgende Wohnung(en) stehen trotz Wohnungsknappheit leer:

PLZ: |______    Straße: |________________________    Hausnummer: |_____  
m		Vorderhaus   m	Seitenflügel   m	Hinterhaus
Stockwerk: |______  
Gesamtzahl der Wohnungen des Hauses: |______   

Wohnungsleerstand seit mehr als   m	3    m	6 Monaten
m	 ohne erkennbaren Grund
m	 wegen Modernisierung/Instandsetzung
m	 wegen beabsichtigtem Verkauf von Wohnung oder Haus
m	 wegen schlechtem Zustand/Umfeld  oder ungeklärten 
Eigentumsverhältnissen 
Bitte blättern. Weitere Fragen
auf der Umschlaginnenseite.



  

  

  

Fortsetzung des Fragebogens von der letzten Umschlagseite
2.2. Folgende Wohnung(en) werden trotz Wohnungsknappheit 
zweckfremd genutzt:

PLZ: |______    Straße: |________________________    Hausnummer: |_____

m 	Vorderhaus   m Seitenflügel   m Hinterhaus
Stockwerk: |______  
Gesamtzahl der Wohnungen des Hauses: |______ 		

Nutzung als 
m	 Ferienwohnung(en)
m	 Nutzung als Gewerbe (Arztpraxis, Anwaltskanzlei, etc.)
seit mehr als   m 6    m 12    m 24    m 60 Monaten

2.3. Folgende Wohnung(en) werden/wurden 
trotz Wohnungsknappheit abgerissen:

PLZ: |______    Straße: |________________________    Hausnummer: |_____

m 	Vorderhaus   m Seitenflügel   m Hinterhaus
Stockwerk: |______  
Gesamtzahl der Wohnungen des abgerissenen Hauses: |_____ 		
Gesamtzahl der Wohnungen des Neubaus: |_____		

Der abgerissene Wohnraum war zum Wohnen     
m 	geeignet    m nicht mehr geeignet
m 	Der abgerissene Wohnraum war meiner Kenntnis nach preisgünstig.

Für den abgerissenen Wohnraum wurde/n errichtet
m 	Wohnungsneubau
m 	Gewerbebau
m 	öffentliche Infrastrukturbauten, z.B. Schulen/Straßen

Das Mietniveau der Neubauten liegt meiner Kenntnis nach zwischen
m 	5 bis unter 7   m  7 bis unter 9   m  9 bis unter 11   m  über 11    
Euro pro qm Nettokaltmiete im Monat

3. Modernisierungskosten

3.1. Folgende Wohnung(en) werden/wurden modernisiert:

PLZ: |______    Straße: |________________________    Hausnummer: |_____

m 	Vorderhaus   m Seitenflügel   m Hinterhaus
Stockwerk: |______  

Gesamtzahl der Wohnungen des Hauses: |______ 		
vor Modernisierung: |______ 		
nach Modernisierung: |______ 		

3.2. Die Modernisierung beinhaltet/e folgende Maßnahmen:
m 	Kleinteilige Maßnahmen zur Wohnwertverbesserung
m 	Umfangreiche Maßnahmen zur Wohnwertverbesserung wie
	 m  Balkonanbau
	 m  Aufzuganbau
	 m  Grundrissänderung
	 m  Badeinbau
m 	Kleinteilige Maßnahmen zur Energieeinsparung
m 	Umfangreiche Maßnahmen zur Energieeinsparung wie
	 m  Heizungseinbau/-änderung
	 m  Dämmung der Fassaden
	 m  Dämmung von Kellerdecke, Dach oder oberster Geschossdecke
	 m  Austausch mit energiesparenden Isolierglasfenstern
	 m  Einbau solarthermischer Anlagen bzw. Umstellung 
		   auf sonstige regenerative Energien

3.3. Die Modernisierungskosten

a) Die Mieterhöhung nach der Modernisierung soll/hat für meine 
Wohnung betragen in Euro pro qm Wohnfläche 
m	 0 bis unter 0,50   m  0,50 bis unter 1,00   
m  1,00 bis unter 1,50  m  1,50 bis unter 2,00   
m  2,00 bis unter 3,00   m  3,00 bis unter 4,00
m  über 4,00 
Fragebogen ausfüllen und bitte einsenden an den
Berliner Mieterverein e.V., Spichernstraße 1, 10777 Berlin
b) Durch die Mieterhöhung wird/hat sich meine Mietbelastung (Anteil 
der monatlichen Bruttokaltmiete – Miete zzgl. Betriebskosten ohne 
Heizung/Warmwasser – am monatlichen Haushaltsnettoeinkommen) 
erhöhen/erhöht auf
m	 unter 20 %   m 20 bis unter 30 %   m 30 bis unter 40 %  
m	 40 bis unter 50 %   m über 50 %

3.4. Abzug von Instandhaltungsaufwendungen 
und öffentlicher Fördermittel – Härtegründe

a) Der Vermieter hat bei den auf die Miete abwälzbaren
Investitionskosten theoretische Aufwendungen abgezogen für 
m	 (unterlassene) Instandsetzung      
m	 öffentliche Fördermittel          

b) Härtegründe aus   m  sozialen Gründen   m  finanziellen Gründen         
habe ich gegen die Duldung der Modernisierung 
m	 nicht vorgetragen, weil ich davon nicht wusste
m	 nicht vorgetragen, da keine Gründe vorliegen bzw. vorlagen 
m	 vorgetragen mit Erfolg             
m	 vorgetragen ohne Erfolg

4. Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen

Als Mieter bewohnte Eigentumswohnung:

PLZ: |______    Straße: |________________________    Hausnummer: |_____  
m 	Vorderhaus   m Seitenflügel   m Hinterhaus
Stockwerk: |______  
Gesamtzahl der Wohnungen des Hauses: |______ 		

4.1. Mietsicherheit in einer Eigentumswohnung:

a) Die von mir als Mieter bewohnte Wohnung ist eine 
Eigentumswohnung seit
m	 weniger als 6 Monaten
m	 zwischen 6 und 12 Monaten
m	 zwischen 12 und 24 Monaten
m	 mehr als 24 Monaten
m	 ist mir nicht bekannt

b) Die Wohnung wurde während meines Mietverhältnisses umgewan-
delt. Es ist mir bekannt, dass für die Wohnung in diesem Bezirk 
m	 kein   m ein   erweiterter Kündigungsschutz von bis zu 7 Jahren vor 
Eigenbedarf und Hinderung angemessener wirtschaftlicher Verwertung 
besteht.

c) Ich bin in die bereits umgewandelte Wohnung als Mieter eingezogen, 
weil 
m	 ich keine andere Wohnung gefunden habe
m	 das Risiko einer Eigenbedarfskündigung nicht besteht
m	 ich von dem Risiko einer Eigenbedarfskündigung nichts wusste
m	 mich das Risiko einer Eigenbedarfskündigung 
	 nicht von der Anmietung abschrecken konnte

4.2. Die Miethöhe

a) Die letzte Mieterhöhung (ohne Betriebskostensteigerung) 
seit meinem Einzug erfolgte
m	 vor weniger als 6 Monaten
m	 zwischen 6 und 12 Monaten 
m	 zwischen 12 und 24 Monaten 
m	 vor mehr als 24 Monaten

b) Bei Mietverhältnissen von mehr als 5 Jahren: 
Es erfolgten bislang nach Abschluss meines Mietvertrages
m	 weniger als zwei   m mehr als zwei Mieterhöhungen 
(ohne Betriebskostensteigerungen)

c) Bei Mietverhältnissen von mehr als 8 Jahren: 
Es erfolgten bislang nach Abschluss meines Mietvertrages 
m	 weniger als zwei   m drei bis vier   m mehr als vier Mieterhöhungen 
(ohne Betriebskostensteigerungen)
 Bitte blättern. Beginn des Fragebogens
auf der Umschlagaußenseite.
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